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Liebe Leserinnen und Leser, 

in  dem  Nahost-Konflikt  geht  es 
nicht einfach um eine Parteinahme für 
oder gegen Israel. Dazu ein Zitat aus 
dem  Gastbeitrag  in  dieser  Ausgabe, 
von dem israelischen Soziologen Mos-
he Zuckermann: 

Wer Israels Politik heutzutage kriti-
siert, darf sich also nicht nur als Par-
teigänger  der  unterdrückten  Palästi-
nenser  begreifen,  sondern  sich  nicht  
minder auch als besorgter Sachwalter  
wirklicher  israelischer  Interessen  füh-
len. 

Nach wie vor ist eine Kritik an der 
israelischen Politik in Deutschland er-
heblich  komplizierter  als  in  anderen 
europäischen Ländern. Leider ist hier-
zulande  „Antisemitismus“  mittlerweile 
zum Kampfbegriff gegen all diejenigen 
geworden, die sich mit der israelischen 
Politik kritisch auseinander setzen. Ne-
ben dem Beitrag  unseres  Gastautors 
zitieren wir deshalb noch andere kriti-
sche Stimmen aus Israel. (siehe Rubri-
ken „Im Blickfeld“ auf Seite 10 und 12).

Am  Anfang  dieser  Ausgabe  steht 
eine  Analyse  der  Demokratiebewe-
gung in Nordafrika. Unser Redaktions-
mitglied Werner Ruf ist seit seiner Dis-
sertation über Tunesien  diesem Land 
seit Jahrzehnten eng verbunden.

Die  Demokratiebewegung  in  der 
arabischen Welt zeigt die Verlogenheit 
der  offiziellen  westlichen  Politik  und 
den ihr hörigen Massenmedien. Plötz-
lich  steht  im  Rampenlicht,  dass  man 
jahrzehntelang  Diktatoren  als  Garan-
ten  für  „Stabilität“  gehätschelt  hat, 
während Israel gleichzeitig als einzige 
Demokratie im Nahen Osten hochgeju-
belt wurde. Ein Bild, das allerdings in-
sofern nicht ganz stimmt, als dass zu-
mindest im Gaza-Streifen die regieren-
de  Hamas  aus  demokratischen 
Wahlen  hervorgegangen  ist.  Dieses 
wird  hierzulande  geflissentlich  igno-
riert, um die Hamas weiterhin mit dem 
Etikett „terroristisch“ versehen zu kön-
nen,  was  die  menschen-  und völker-
rechtswidrige  Blockade  Israels  legiti-
mieren soll.

Auch  das  jahrzehntelang  konser-
vierte Bild von Israel als einem demo-
kratisch  regierten  Land  bekommt  im-
mer mehr Risse. Zu denken muss ge-

ben,  dass  Rechtsextremisten  aus 
mehreren  europäischen  Ländern  sich 
bewusst  Israel-freundlich  geben. 
Schließlich sind Muslime der gemein-
same  Feind  und  man  entsorgt  bei 
Rechtsextremisten  damit  nebenbei 
den  ihnen zumeist  anhaftenden  Anti-
semitismus-Vorwurf. Eine Kritik an der 
israelischen Politik  ist  mittlerweile  auf 
mehreren Ebenen notwendig. Der Um-
gang mit Palästinensern innerhalb der 
israelischen  Staatsgrenzen  entwickelt 
sich  zunehmend  zu  einer  Apartheid-
Politik.  Die  anhaltende  Blockade  des 
Gaza-Streifens  bezeichnen  manche 
kritische Stimmen bereits als Genozid. 
Noch kritischer ist die Außenpolitik zu 
sehen,  die  das  Risiko  eines  kriegeri-
schen Flächenbrandes in Kauf nimmt. 
Daran ändert auch nicht der Umstand, 
dass  es  aktuell  um den Konflikt  zwi-
schen Israel und den Iran etwas ruhi-
ger geworden ist. Dieses ist aber nur 
dem  Umstand  geschuldet,  dass  die 
angebliche Bedrohung der arabischen 
Welt durch den Iran wohl nur von den 
autokratischen Herrschern in der Regi-
on so gesehen wird,  d.h.  denjenigen, 
die sich jetzt von der Demokratiebewe-
gung bedroht fühlen. Der Artikelbeitrag 
von Joachim Guilliard über die Gasvor-
kommen vor der gemeinsamen Küste 
Libanons  und  Israels  zeigt  auf,  dass 
neue Konfliktfelder für eine andauern-
de Kriegsgefahr sorgen.

Zum Schluss nochmal ein Hinweis 
in  eigener  Sache:  Wie bereits  in  der 
letzten  Ausgabe  angekündigt,  haben 
wir  ab  dieser  Ausgabe  die  Seite  15 
fest für das Friedensnetz Baden-Würt-
temberg  reserviert.  Der  Inhalt  dieser 
Seite wird komplett vom Friedensnetz 
beigesteuert.

Karl-Heinz Peil

Unterschriften für den Aufruf:

Den Krieg in Afghanistan 
beenden – zivil helfen

bitte an die Redaktionsanschrift 
des Friedensjournals  einsenden.
Unterschriftenlisten zum 
Ausdruck sind abrufbar unter 
www.ag-friedensforschung.de
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   Demokratie in der Arabischen Welt
von Werner Ruf,  emer. Professor für internationale Politik

Noch  nie  hat  die  Domino-Theorie 
einen  solchen Erklärungswert  gezeigt 
wie bei den Ereignissen in der Arabi-
schen Welt seit Dezember 2010. Die-
ses hat seine Gründe in einer relativen 
kulturellen und sprachlichen Homoge-
nität dieser Region. Mehr noch aber in 
der gemeinsamen Erfahrung von Un-
terdrückung und Ausbeutung während 
der Zeit des Kolonialismus und den ihr 
folgenden Regimen, seien dies Militär-
diktaturen oder mehr oder weniger re-
pressive  Monarchien.  Ihr  gemeinsa-
mes  Merkmal  war  brutale  Unter-
drückung, kleptokratische Ausbeutung 
und oft genug enge Kollaboration mit 
dem Westen, die nach dem Ende des 
Ost-West-Konflikts eine neue Dimensi-
on bekam: Der Kampf gegen den „isla-
mistischen Terrorismus“, der den Dik-
taturen die Chance bot,  sich als  vor-
derste  Front  zur  „Verteidigung westli-
cher  Werte“  darzustellen  und  hinter 
dieser  Nebelwand  jede  Opposition, 
insbesondere  jede  demokratische  zu 
unterdrücken, um sich dem Westen als 
einzige  Alternative  anzubieten.  Allzu 
lange hat der Westen dieses Spiel mit-
gemacht – bis der diktatorische Druck 
von oben sich explosionsartig entladen 
musste.  Plötzlich  kritisieren  unsere 
Medien und sogar die Regierenden die 
grauenhaften Verhältnisse in der arabi-
schen Welt: Die brutale Unterdrückung 
der Bevölkerung, die Systematisierung 
der Folter, die Kleptokratie der Despo-
ten  –  die  alle  jahrzehntelang  unsere 
Freunde  waren,  „Stabilität“  garantier-
ten und als vorgeschobene Bollwerke 
„uns“ vor der Bedrohung durch den „is-
lamistischen Terrorismus“ schützten. 

Reiche Eliten -
auch durch Rüstung

Bekannt war dem Westen und vor 
allem  seinen  Regierungen  genauso 
die  unglaubliche  Korruption,  ja  die 
Ausplünderung  der  Volkswirtschaften 
dieser Länder durch ihre Kleptokraten: 
Nicht nur die nun plötzlich „entdeckten“ 
Auslandsvermögen  der  Mubarak-Fa-
milie, die auf bis zu 70 Mrd. US$  ge-
schätzt werden, oder die des Ben Ali-
Trabelsi-Clans (Leila Trabelsi  war  die 

zweite Ehefrau Ben Alis) in Höhe von 
45 Mrd. US$ dürften bekannt gewesen 
sein, ebenso wie die der Gadhafi-Sip-
pe,  die  auf  100  -  120  Mrd.  US$ ge-
schätzt werden. Selbst IWF und Welt-
bank  waren  offensichtlich  bereit,  den 
Freunden am Südufer des Mittelmeers 
ob  ihrer  neoliberalen  Politik  und  des 
Ausverkaufs der Interessen ihrer Län-
der wider besseres Wissen Bestnoten 
für  die  Wirtschaftsführung  auszustel-
len. Der vom Weltwirtschaftsforum her-
ausgegebene Global  Competitiveness 
Report 2009 kürte Tunesien zum wett-
bewerbsfähigsten Land Afrikas und die 
bundeseigene Germany Trade and In-
vest bescheinigte dem Land ein konti-
nuierliches  Wachstum  von  4%  wäh-
rend der vergangenen zehn Jahre. Der 
Reichtum in Ägypten dürfte zum größ-
ten  Teil  aus  den  gigantischen  Rüs-
tungsgeschäften  des  Landes  stam-
men, an denen sowohl die Staatsspit-
ze wie die hohen Militärs kräftig partizi-
pierten: Nach Israel (3 Mrd. Dollar) ist 
Ägypten  mit  1,5  -  2  Mrd.  Dollar  der 
zweitgrößte Empfänger von US-ameri-
kanischer Militärhilfe. Diese Aufrüstung 
verfolgte keine kriegerischen Ziele, sie 
diente der Bereicherung des Präsiden-
ten und der  Spitzen  der Armee,  sind 
doch in diesem Geschäft „Provisionen“ 
in  der  Höhe des Systempreises  (bis-
weilen  mehr)  für  die  Besteller  üblich. 
Diese Zahlungen beförderten das Mili-
tär  zu  einer  Unternehmerschicht,  die 
im  Bausektor,  im verarbeitenden  Ge-
werbe,  in  Hotelketten  investierte  und 
derzeit  etwa  10%  der  ägyptischen 
Wirtschaft kontrolliert. In Libyen garan-
tierte die  Ölrente Stagnation und Un-
terentwicklung:  Bei  einem  Staatsein-
kommens von 20.000 Dollar pro Kopf 
kamen beim unteres Drittel der Bevöl-
kerung weniger als zwei Dollar pro Tag 
an. 

Bekannt waren dem Westen auch 
die  Länderberichte  des  US-Außenmi-
nisteriums,  die  detaillierter  als  jeder 
Bericht  von  amnesty international  die 
bestialischen  Foltermethoden  in  den 
Ländern des arabischen Raumes be-
schreiben.  Diese  Kenntnisse  mögen 
ein  Grund  dafür  gewesen  sein,  wes-

halb  die  USA Menschen  nach Ägyp-
ten, Marokko, ja sogar ins „feindliche“ 
Syrien verschleppten, waren die dorti-
gen Verhörmethoden doch „effizienter“ 
als das, was die CIA selbst an Brutali-
täten  praktizierte.  Wieso  steht  der 
Westen  plötzlich  geschlossen  hinter 
den  Völkern,  die  Freiheit  und  Würde 
fordern? Jahrzehnte lang sang unsere 
politischer  Klasse,  unterstützt  von  ih-
ren apologetischen Experten, das Lied 
von  der  Demokratie-Unfähigkeit  der 
Muslime im Allgemeinen und der Ara-
ber im Besonderen. 
Rüstungsausgaben der nordafrikanischen 
Staaten in Mrd. Dollar

Quelle: ISPRI, Grafik: Friedensjournal

Neu an den gewaltfreien Protestbe-
wegungen  und  ihren  oft  humorvollen 
Schlachtrufen ist auch, dass sie nicht 
die alten (verbrauchten?) Slogans ge-
gen  den  imperialistischen  Erzfeind 
USA riefen, Israel nicht zur Ursache al-
len Übels erklärten, oder den Kolonia-
lismus für das Elend der Welt verant-
wortlich machten. Nein, diese Proteste 
blicken nach vorn, es geht um die sou-
veräne Gestaltung einer neuen, freien, 
rechtsstaatlichen  Ordnung,  in  der  die 
Menschen in Würde leben sollen. Neu 
ist auch die meisterhafte Nutzung des 
Internet  zur  Organisation von Protes-
ten  und  zur  Logistik  der  Bewegung, 
was dazu geführt hat, dass dieses so-
wohl in Ägypten wie in Libyen zeitwei-
se abgeschaltet  wurde.  Neu ist,  dass 
es sich – zumindest in Tunesien und 
Ägypten  –  um  Proteste  des  ganzen 
Volkes handelt, ja dass gerade die sä-
kularen Mittelschichten massiv vertre-
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ten waren, genauso wie Frauen jeden 
Alters und jeder Herkunft. 

Paradigmenwechsel
der US-Politik?

Als sich die  Situation in Tunesien 
zuspitzte,  gab  es  offensichtlich  enge 
Kontakte zwischen dem Oberkomman-
dierenden der  tunesischen Arme Ra-
chid Ammar und der US-Botschaft, Die 
Befehlsverweigerung  Ammars  gegen-
über  dem  Präsidenten,  auf  die  De-
monstranten zu schießen, könnte also 
durchaus mit Rückendeckung der USA 
erfolgt  sein.  In  Ägypten  setzten  die 
USA von Anfang an auf  Sami  Enan, 
den  dortigen  Oberkommandierenden, 
der  zu  Beginn  der  Krise  nach  Wa-
shington gereist war, und der wohl en-
gen Kontakt mit der US-Administration 
hielt.  Enan gilt  als  nicht  korrupt,  und 
der Sprecher des Weißen Hauses, Ro-
bert Gibb, erklärte bereits am 31. Ja-
nuar, dass „den legitimen Forderungen 
des  ägyptischen  Volkes  nach  Ver-
sammlungs-  und Redefreiheit  stattge-
geben werden“ müsse. Dass die Oba-
ma-Administration  einen  Wandel  will, 
belegen  auch  die  Äußerungen  von 
Philip  Crowley,  Sprecher  des  US-Au-
ßenministeriums: „Der Wandel ist not-
wendig.  … Wir haben nicht  gezögert, 
die  universellen  Rechte  des  algeri-
schen Volkes zu betonen. Wir haben 
dasselbe in Tunesien getan … (und) in 
Ägypten.  Wir sind dabei,  dasselbe in 
der ganzen Region zu tun. Wir ermuti-
gen  diesen  Wechsel  und  wir  wollen 
einen  friedlichen  Wandel.“Dies  er-
scheint  auf  den  ersten  Blick  als  ein 

neues Paradigma, in dem nicht mehr 
Stabilität um jeden Preis das Ziel der 
Außenpolitik der USA und des gesam-
ten Westens zu sein scheint, sondern 
Demokratie! Vielleicht aber handelt es 
sich um alten Wein in neuen Schläu-
chen.

Der Krieg gegen den Irak sollte der 
Beginn  einer  „Demokratisierung  des 
Nahen Ostens“ sein. Auch der Afgha-
nistan-Krieg  zielte  neben  der  Beset-
zung geo-strategischer Positionen auf 
den Sturz des Taliban-Regimes. Beide 
Kriege sind verloren: Irak wurde in ein 
politisches Chaos gebombt, auch ist er 
keineswegs zu Ende: 50.000 US-Sol-
daten  sollen  dauerhaft  im  Land  blei-
ben.  Afghanistan  wurde  in  den  Zu-
stand eines failed state versetzt, eine 
Exit-Strategie ist nicht in Sicht.

Den US-Diplomaten ist seit Jahren 
klar, dass der sich in den arabischen 
Ländern  aufstauende  Druck  von  den 
dortigen Diktaturen nicht mehr dauer-
haft niedergehalten werden kann. 

Die Wirtschafts- und Finanzkrise ist 
am Hegemon nicht spurlos vorüber ge-
gangen. Das unipolare System scheint 
seinem Ende entgegen zu gehen. So-
gar  der  Verteidigungshaushalt  muss 
Kürzungen  hinnehmen,  wie  der  kürz-
lich  erfolgte  Ausstieg  der  USA  aus 
dem derzeit einzigen transatlantischen 
Rüstungsprojekt  MEADS mangels  Fi-
nanzierbarkeit zeigt. 

Westliche Strategie:
Regime change light

Die Frage scheint berechtigt, ob es 
sich bei  diesem scheinbar  plötzlichen 

Sinneswandel des Westens um die un-
vermeidbare Erkenntnis handelt,  dass 
die sozial wie kulturell explosive Situa-
tion im Nahen Osten mit militärischer 
Gewalt und den stellvertretenden Dik-
taturen  nicht  mehr  regulierbar  ist.  In 
Nordafrika und Nahost haben die Völ-
ker die Voraussetzung für Demokratie 
erkämpft:  Die  Souveränität.  Und  sie 
werden  sich  diese  Souveränität  so 
leicht nicht mehr nehmen lassen. De-
mokratie  bietet  auch  in  bürgerlichen 
Systemen  Handlungsspielräume  für 
die  Ausgestaltung  der  sozialen  Ver-
hältnisse. 

Der  regime  change  light  erweist 
sich im Kern als – vielleicht  letzter  – 
Schachzug einer auf Stabilisierung ge-
richteten  Strategie.  Er  könnte  aber 
auch zu einem Fanal werden, das auf 
andere  Länder  und  Regionen  aus-
strahlt.  Diese  Veränderungen können 
Teil  eines Prozesses werden,  der die 
nach Ende des Ost-West-Konflikts er-
richtete hegemoniale Ordnung ablösen 
und im Verbund mit den Umwälzungen 
in Lateinamerika den Ländern der vor-
maligen Dritten Welt an den Interessen 
der  Menschen  orientierte  Handlungs-
spielräume verschaffen kann. 

Fazit: Es gibt keine vernünftige Al-
ternative zu einem System gegenseiti-
ger  kollektiver  Sicherheit  in  Europa, 
das  mit  Abrüstung  und  gegenseitiger 
Angriffsunfähigkeit  verbunden  werden 
muss.  Die  NATO ist  für  Europäische 
Sicherheitsprobleme nicht die Lösung, 
sondern das Problem selbst,  welches 
durch  den Lissabon-Gipfel  vergrößert 
wurde. 

Europas Rüstungskonzerne hofierten Gaddafi bis zuletzt
Deutschland ist in der EU vor Frankreich und Großbritannien der größte Lieferant von Militärausrüstung

[…] Libyen  kann erst  seit  einigen Jahren  wieder  in 
großem Stil legal Waffen einkaufen. Im September 2003 
hoben die Vereinten Nationen ein Embargo gegen das 
Land auf. Im internationalen Vergleich sind die Ausgaben 
bisher allerdings eher gering: Nach Schätzung der SIPRI 
hat Gaddafi in den für Jahren bis Ende 2008 etwa 4,4 
Mrd. Dollar für sein Militär ausgegeben. Neuere Zahlen 
liegen nicht vor. Zum Vergleich: Saudi-Arabien, das Land 
mit dem höchsten Militäretat in der Region, ließ sich sei-
ne Streitmacht allein 2009 rund 41 Mrd. Dollar kosten. 

    Umso größer sind die Sorgen, dass die immer gewalt-
sameren Volksaufstände in Nordafrika und im Nahen Os-
ten auf Libyens weit stärker hochgerüstete und ebenfalls 
autokratisch  geführte  Nachbarländer  übergreifen  könn-
ten. Vor allem Golfstaaten wie die Saudis, die Vereinigten 
Arabischen Emirate (VAE), Oman und Bahrein zählten in 
den vergangenen Jahren zu den wichtigsten Wachstums-
märkten für die Rüstungsindustrie. [...]

Quelle: FAZ vom 2. März.2011
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   Erdgasvorkommen vor den Küsten Israels und Libanons
von Joachim Guilliard, Heidelberger Friedensforum

 Nachdem im Libanon die pro-west-
liche Hariri-Regierung stürzte und seit 
Ende Januar  mit  Nadschib  Mikati  das 
von der Hisbollah geführte Bündnis den 
Ministerpräsidenten  stellt,  hat  sich die 
Kriegsgefahr  im  Nahen  Osten  weiter 
zugespitzt.  Die  israelische  Führung 
machte  sofort  deutlich,  dass  sie  die 
neue Regierung nicht tolerieren werde. 
Der israelische Militärminister Ehud Ba-
rak drohte mit dem erneuten Einmarsch 
der israelischen Armee im Südlibanon. 
Mit der Hisbollah hinter der Regierung 
sei es nun viel einfacher der Welt zu er-
klären, warum sie gegen den gesamten 
Libanon kämpfen müssten, meinte der 
ehemalige  Nationale  Sicherheitsbera-
ter, General Giora Eiland.

Zu den alten Konflikten um Wasser, 
Land  und  die  Rückkehr  palästinensi-
scher Flüchtlinge kam nun ein weiterer 
Streitpunkt  mit  hoher  Brisanz  hinzu: 
Gasvorkommen  unterm  Meeresboden 
im  Grenzbereich  der  von  den  beiden 
Ländern beanspruchten Seegebiete.

Riesige Erdgasvorkommen

Vor  der  Levante-Küste  wurde  ein 
riesiges Erdgasfeld entdeckt, der größ-
te  Fund  weltweit  in  den  letzten  zehn 
Jahren. Das Vorkommen liegt 135 Kilo-
meter westlich von Haifa innerhalb des 
Seegebietes, das Israel als seine aus-
schließliche Wirtschaftszone betrachtet. 
Das neu entdeckte „Leviathan“-Gasfeld 
liegt nach Angaben der beteiligten Fir-
men 5100 Metern unter dem Meeress-
piegel  und hat  ein  Volumen von rund 
450 Milliarden Kubikmetern. Es ist da-
mit  doppelt  so groß wie  das ein  Jahr 
zuvor  gefundene  Feld  „Tamar“,  das 
schon  alleine  den  israelischen  Bedarf 
decken  kann.  Mit  dem  doppelt  so 
großen Leviathan-Feld kann Israel zum 
Exporteur  werden.  Beide  zusammen 
könnten  laut  The  Economist 
(16.11.2010)  jährlich  Erdgas  im  Wert 
von vier Mrd. US$ liefern, der Gesamt-
wert  der  Vorkommen wird  in  der  Los 
Angeles  Times  (26.12.2010)  auf  300 
Mrd.US$ geschätzt

Die beiden Felder sind Teil riesiger 
Erdgasvorkommen im sogenannten Le-

vante-Becken, dessen Anrainer Zypern, 
Syrien,  Libanon  und  Israel  sind.  Der 
Umfang  dieser  unterm  Meeresboden 
verborgenen Reserven wird vom United 
States Geological Survey auf 3,5 Billio-
nen Kubikmeter förderbares Erdgas ge-
schätzt, eine Menge, äquivalent zu 20 
Milliarden Barrel Öl.

Umstrittene 
Wirtschaftszonen

Für Tel  Aviv  liegen die  entdeckten 
Gasfelder  eindeutig  innerhalb  israeli-
scher  Gewässer.  Dies  wird  allerdings 
nicht  nur  vom  Libanon  angezweifelt. 
Insbesondere das ausgedehnte Levia-
than-Feld  erstreckt  sich  nach  Ansicht 
von Experten sehr wahrscheinlich auch 
in  libanesische und zyprische Gewäs-
ser. 

Rechtlich gesehen liegen die Felder 
außerhalb  territorialer  Gewässer,  die 
nur  12  Seemeilen  (22  Km)  ins  Meer 
hineinreichen.  Staaten  können  zwar 
eine „ausschließliche Wirtschaftszonen“ 
(AWZ) bis zu 200 Seemeilen (370 km) 
ins  Meer  hinaus  für  sich  deklarieren. 
Doch müssen sich dazu alle Anrainer-

staaten  auf  deren  Grenzen  einigen. 
Dies ist in der Regel ein sehr kompli-
zierter Prozess bei dem sehr oft inter-
nationale Schiedsgerichte eingeschaltet 
werden müssen. Da Haifa nur ca. 275 
Km von Zypern entfernt  ist,  kann sich 
Israels  Wirtschaftszone  auch  nur  bis 
zur  Hälfte  dieser  Entfernung,  knapp 
140 km, erstrecken. Leviathan liegt so-
mit genau im Grenzgebiet.  Mit Zypern 
konnte  sich  Israel  jedoch  vor  kurzem 
über  eine  Aufteilung  des  Seegebietes 
einigen. 
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Schwierige Grenzziehung

Haifa liegt auch nahe der libanesi-
schen Grenze. Mit dem Libanon hinge-
gen  befindet  sich  Israel  formell  noch 
im Krieg und Beirut  weigert  sich aus 
gutem Grund,  Absprachen über  See-
grenzen zu treffen, solange noch nicht 
die  Grenzen  auf  dem  Land  geklärt 
sind. Als die israelischen Truppen sich 
2000  zurückziehen  mussten,  zog  die 
UNO eine „Blaue Linie“  als  provisori-
sche Grenze, hinter die sie zu gehen 
hatten.  Der  Demarkationsprozess  hat 
danach zwar begonnen, wurde jedoch 
noch nicht beendet.

Der  Verlauf  der  Landgrenze  kann 
aber erhebliche Auswirkungen auf die 
Grenzen im Meer  haben.  Israel  lässt 
die  Seegrenze  zu  den  libanesischen 
Gewässern  auf  seinen  Karten  vom 
Ende  der  Landgrenze  aus  senkrecht 
zur Küstenlinie abgehen. Dies ist zwar 
eine durchaus übliche Methode, erfor-
dert  jedoch  eine  Einigung  der  Nach-
barn  auf  sogenannte  Triangulations-
punkte  auf  beiden  Küstenseiten,  die 
u.a.  Inseln  und Buchten  berücksichti-
gen.  Eine solche Linie  ist  zudem nur 
im Idealfall fair und muss meist weiter 
verhandelt werden. So weitet sich die 
von Tel Aviv deklarierte Zone durch die 
Krümmung der  Küstenlinie  im Grenz-
bereich  zum  Libanon  nach  Norden 
aus. Schon bei einer kleinen Korrektur 
durch Berücksichtigung von entfernte-
ren Küstenpunkten, würde die Grenze 
mitten  durchs  Leviathan-Feld  laufen. 
Würde  man  einfach  den  Verlauf  der 
Landgrenze  ins  Meer  hinaus  verlän-
gern  –  auch dies  ein  durchaus  noch 
üblicher  Ansatz  –  würde  das  neue 
Gasfeld komplett auf  die libanesische 
Seite fallen. Ein Schiedsgericht würde 
vermutlich  einen  Kompromiss  zwi-
schen  den  verschiedenen  Ansätzen 
anregen.

Die  israelische  Führung  will  sich 
auch hier,  wie gewohnt,  durchsetzen, 
indem sie  Fakten  schafft.  Die  israeli-
sche Marine hat die vorgesehene See-
grenze bereits mit einer langen Reihe 
von Bojen markiert  und  verteidigt  sie 
mit Waffengewalt. Der Libanon hat so-
fort dagegen protestiert, da die Grenz-
linie viel zu stark nach Norden zeige. 
Auch die UNO erkennt sie offiziell nicht 

an, die UN-Friedenstruppen halten je-
doch dennoch einen 2 km breiten Si-
cherheitsabstand  zu  ihr  ein,  um  Zu-
sammenstöße mit israelischen Kriegs-
schiffen zu vermeiden. 

Unabhängig  davon  sind  bis  jetzt 
weder die Ausmaße des Gasfeldes ex-
akt vermessen, noch erforscht, woher 
das Gas genau kommt. Es könnte zum 
Teil  auch  aus  entfernteren  Lagerstät-
ten zu den Bohrstellen strömen. Auch 
aus diesem Grund halten Experten es 
für recht wahrscheinlich, dass sich die 
Ressourcen des Leviathan-Feldes bis 
in libanesische Gewässer erstrecken.

Drohende Worte

Die Libanesen fürchten daher nicht 
zu Unrecht, dass „Israel, basierend auf 
seiner  Geschichte der  Besetzung un-
seres Landes und dem Raub unseres 
Wasser, in Libanons Gewässer bohren 
und seine Rohstoffe stehlen wird,“ wie 
es ein Mitarbeiter des Parlamentsspre-
chers Nabib Berri ausdrückte. 

Die  libanesische  Regierung  klagt 
Israel an, gegen internationales Recht 
zu verstoßen, indem es Lizenzen zur 
Erforschung und Ausbeutung von Offs-
hore-Gasvorkommen  erteile,  ohne 
dass die Grenzen zwischen den Zonen 
beider  Ländern  verbindlich  festgelegt 
wurden. Sie forderte die UNO auf, die 
israelischen Probebohrungen zu über-
wachen und die territorialen Rechte Li-
banons zu schützen. Sie plant zudem 
die  libanesischen Ansprüche dem In-
ternationalen  Seegerichtshof  vorzule-
gen.  Während  der  Libanon  der  UN-
Seerechtskonvention beitrat hat  Israel 
sie jedoch nicht unterzeichnet.

Das libanesische Parlament verab-
schiedete  im  August  letzten  Jahres, 
das längst überfällige Gesetz über die 
Ausbeutung von Öl- und Gasreserven. 
Man will  Israel  nun  Israels  Vorgehen 
kontern, indem man rasch selbst Vor-
kommen identifizieren  und ausbeuten 
lässt.  Doch  das  ist  noch  ein  weiter 
Weg. Mittlerweile hat der Libanon auch 
Dokumente und Karten  bei  der  UNO 
eingereicht, in denen sie die Grenzen 
der libanesischen AWZ deklariert. 

Der  Libanon  werde  seine  Rechte 
auf  keinen  Fall  aufgeben,  weder  zu 
Land, zu Wasser oder in der Luft, son-

dern alle Mittel einsetzen, diese Rech-
te zu verteidigen, betonen alle Fraktio-
nen in Beirut. „Wir werden weder Israel 
noch irgendeiner Firma, die für Israel 
arbeitet,  erlauben sich etwas von un-
serem Gas, das in unsere Zone fällt, 
zu nehmen“, so der damalige Energie-
minister Gebran Bassil bereits im letz-
ten  Sommer.  „Die  Notwendigkeit  des 
Widerstands hat sich im Libanon ange-
sichts der  israelischen Drohungen Li-
banons Ölressourcen zu stehlen, ver-
doppelt“,  stellte  Hisbollahs  Exeku-
tivratschef  Hashem  Safieddine  fest. 
„Die Notwendigkeit  den Reichtum vor 
den Küsten zu schützen zwingt uns in 
Zukunft  die  Fähigkeiten  des  Wider-
stands zu stärken.“ 

Der  israelische  Minister  für  Infra-
struktur, Uzi Landau drohte im Gegen-
zug mit deutlichen Worten, dass Israel 
nicht zögern werde, Gewalt anzuwen-
den, um seine Investitionen in die Gas-
felder zu sichern. Auch in diesem Fall 
kann  sich  Israel  der  Unterstützung 
durch USA und EU sicher sein. Israels 
Ansprüche  werden  offensichtlich  vom 
Westen ohne weiteres akzeptiert.

Große  Förderanlagen  auf  dem 
Meer und Pipelines sind im Konfliktfall 
allerdings  recht  verletzliche  Objekte. 
Hisbollah  könnte  die  israelischen  mit 
Raketen angreifen und enormen Scha-
den  anrichten,  befürchten  daher  z.B. 
Associated  Press  (27.7.2010)  und 
New  York  Times  (20.8.2010).  Israel 
plane deshalb wohl,  auf  und um alle 
Plattformen  auf  See  Raketenabwehr-
systeme zu  installieren,  wie  z.B.  das 
neue System „Iron Dome“ dessen Ent-
wicklung vermutlich auch aus diesem 
Grund mit  so hohem Aufwand betrie-
ben werde.

Denkbar  in  der  israelischen Logik 
wäre aber auch ein präventiver Ansatz. 
Durch einen erneuten Angriff  auf  den 
Libanon  zu  versuchen,  den  hartnä-
ckigsten und erfolgreichsten Widersa-
cher  in  der  Region,  Hisbollah,  so  zu 
schwächen, dass libanesische Angriffe 
auf  israelische  Anlagen  im  Meer  auf 
absehbare Zeit ausgeschlossen sind.-
Veränderung  des  Klimas  beitragen 
können.

Weitere Infos: http://jghd.twoday.net/
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Gaza-Streifen – die humanitäre Katastrophe besteht weiter
Interview mit Tsafrir Cohen, Nahostreferent bei medico international. 

FJ: Die israelische Regierung er-
laubt eine Versorgung des Gaza-Strei-
fens, die offiziell als Politik des "Huma-
nitären Minimums" deklariert ist. Was 
heißt das?

Durch eine Blockade soll jede Ent-
wicklung  im  Gazastreifen  verhindert 
werden, ohne dass es zu einer huma-
nitären  Krise  kommt.  Sprich,  diese 
dichtgedrängte, ärmliche Enklave wird 
von  der  Außenwelt  komplett  abge-
schnitten:  Israel  lässt  nur  das einfüh-
ren,  was  nach  eigener  Lesart  fürs 
Überleben  absolut  notwendig  ist.  Da 
haben israelische Administratoren aus-
gerechnet, wie viele Kalorien Jeder der 
1,5 Millionen Menschen im Gazastrei-
fen benötigt.  Diese Menge ist  die  er-
laubte Einfuhrmenge. Dazu dürfen Me-
dikamente rein und anderes Hilfsmate-
rial,  die  die israelische Administration 
als  unbedingt  lebensnotwendig  defi-
niert.

Das gilt  auch für Menschen:  Pati-
enten dürfen nach Israel, in die West-
bank oder nach Jordanien für eine Be-
handlung, die nicht im maroden Gaza-
er  Gesundheitssystem  durchgeführt 
werden kann, nur ausreisen, wenn es 
um  eine  als  „lebensbedrohlich“  defi-
nierte Krankheit handelt; ist aber „nur“ 
das Auge oder der Arm eines Patien-
ten gefährdet, so gilt dies als „Lebens-
verbessernde  Operation“,  und  eine 
Ausreise ist dann keinesfalls gesichert. 

Die Ausreise eines Menschenrechtlers 
für einen Kurs im Ausland, eines Nor-
malbürgers, um zu studieren, das Be-
gräbnis der Mutter im Westjordanland 
oder  um  eine  Messe  zu  besuchen 
kommt seit bald vier Jahren überhaupt 
nicht in Frage.

FJ: Was möchte man seitens der  
israelischen Politik offiziell damit errei-
chen?

Damit soll die dort herrschende Ha-
mas  unter  Druck  gesetzt  werden.  In 
Wahrheit  leiden  die  Bewohnerinnen 
und Bewohner Gazas, über die Hälfte 
von ihnen minderjährig, unter einer je-
den  Lebensbereich  betreffenden  Kol-
lektivstrafe. Die Hamas wird hierdurch 
eher gestärkt, und die physische Ein-
sperrung  einer  ganzen  Gesellschaft 
über  Jahre  von  der  Außenwelt  führt 
gewiss nicht dazu, dass diese weltoffe-
ner und gewaltfreier wird.

FJ: Wie sind die längerfristigen 
Wirkungen der Blockade für Gesund-
heit der Menschen und den Entwick-
lungsmöglichkeiten des Gaza-Strei-
fens zu beurteilen?

Diese  verhindert  eine  Verbesse-
rung  des  ohnehin  maroden  Gesund-
heitssystems.  Medico  unterstützt  die 
große  linke  Gesundheitsorganisation 
Palestinian Medical Relief Society, wir 
machen  da  große  Basisgesundheits-
projekte.  Doch  Gesundheitspersonal 
darf  sich  nicht  im Ausland fortbilden, 
der Zugang von Experten in den Gaza-
streifen ist kompliziert und teuer. Glei-
ches gilt für Materialien. Vor allem der 
Ausbau  von Infrastruktur  wird  verhin-
dert, da Materialien, die auch für militä-
rische Zwecke genutzt werden könnte, 
etwa  Zement  oder  Stahl,  nur  be-
schränkt nach Gaza reinkommen. Da 
wird die Renovierung einer Tagesklinik 
zu  einem  jahrelangen  Projekt,  das 
Jahre dauern kann.

Gesundheit ist aber mehr als medi-
zinische  Dienste.  Die  Geschäfte  im 
Gazastreifen sind voll  mit  Waren, ein 
Großteil  durch  Tunnel  aus  Ägypten 
eingeführt. Niemand hungert, doch die 

Blockade führte zu einem Kollaps der 
Wirtschaft,  sodass  sich  die  Mehrheit 
der Bevölkerung nahrhafte, unbelaste-
te Nahrungsmittel wie frisches Gemü-
se, Fleisch,  Milchprodukte nicht  mehr 
leisten kann. Dazu verhindert die Blo-
ckade  den  Aufbau  einer  effizienten 
(Ab)Wasserinfrastruktur.  Dies  ist  von 
größter Wichtigkeit, da die Qualität von 
über 90% des Wassers mittlerweile als 
bedenklich  gilt.  Eine  Studie  unseres 
Partners  Ärzte  für  Menschenrechte  – 
Israel  aus Tel  Aviv warnt  eindringlich 
vor  den  Langzeitwirkungen:  Es  sind 
nicht  nur  Wachstumsstörungen,  An-
ämie  oder  Wasting-Syndrom  (krank-
hafte  Abmagerung).  Keine  Mobilität, 
wirtschaftliche  Rückentwicklung,  pre-
käre Versorgung – Die Blockade ver-
hindert  jede  Entwicklung.  Die  physi-
sche und psychische  Gesundheit  der 
Bevölkerung von Gaza  verschlechtert 
sich  zusehends.  Zudem wird  die  ge-
samte  Bevölkerung von  Gaza  in  Ab-
hängigkeit gehalten. 71% der Haushal-
te sind von internationaler Hilfe abhän-
gig.  Damit   wird  den  Palästinensern 
ein menschenwürdiges Leben verwei-
gert.

FJ: Die Ursprünge dieser Politik 
gegenüber dem Gaza-Streifen sind 
aber sicherlich komplexer als die offizi-
ellen Verweise auf die Hamas. Gibt es 
etwas auch Parallelen zu anderen Re-
gionen dieser Welt?

Wir haben es hier in der Tat mit ei-
nem breiteren Phänomen zu tun. Gaza 
war schon lange vor der Blockade und 
der  Entstehung  der  Hamas  ein  Ort 
„überschüssiger“  Bevölkerung.  Die 
Mehrheit der Bevölkerung ist 1948 aus 
dem heutigen Israel geflüchtet und lebt 
dichtgedrängt  in  einer  Enklave,  die  - 
auf sich gestellt - kaum lebensfähig ist. 
Doch anstatt  den Gazastreifen in  ein 
lebensfähiges  Ganzes  zu  integrieren, 
begann Israel Anfang der 90er Jahre, 
also sofort nach Inkrafttreten der Oslo-
er  Friedensvereinbarungen,  mit  einer 
teilweisen  Blockade  des  Gazastrei-
fens. Ab sofort konnte niemand mehr 
den Gazastreifen in die Westbank, den 
anderen Teil der Palästinensergebiete 
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reisen ohne eine Sondergenehmigung. 
Gaza  hatte  keine  Chance,  doch  ob-
wohl alle Welt über den Nahostkonflikt 
und den Frieden sprach, interessierte 
sich niemand hierfür. Dieses Desinter-
esse beobachten wir  noch viel akuter 
in anderen Laboren der permanenten 
Ausgrenzung  von  „überschüssigen“ 
Bevölkerungen, etwa in Bangladesh, in 
Sri Lanka oder in der Frage der afrika-
nischen Migration in die Festung Euro-
pa. Hier tritt der Rechtediskurs - der ja 
postuliert, dass alle Menschen gleiche 
Rechte besitzen -  zurück, und im Vor-
dergrund steht die Frage nach den Pri-
vilegien  und  Sicherheitsbedürfnissen 
der Einen auf Kosten der anderen, der 
Anteilslosen.

FJ: Die Berichterstattung in unse-
ren Medien über diese Situation ist  
sehr dünn. Ist dieses nur Desinteresse 
oder gibt es hier auch eine politisch 
gesteuerte Blockade?

Es  stimmt,  dass  in  Deutschland 
das  Interesse  an  Gaza  und  der  Blo-
ckade geringer ist als im europäischen 
Ausland. Dort ist die Empörung enorm 
–  bis  hin  zu  Sanktions-  und  Boykot-
taufrufe gegen Israel. Die Gemengela-
ge  hierzulande  ist  aber  komplex. 

Deutschland  hat  nun  mal  eine  Ge-
schichte, die es äußerst schwermacht, 
Israel zu kritisieren. Aus meiner Sicht 
ist  Deutschland  jedoch  gerade  auf-
grund  eben  dieser  Geschichte  dazu 
verpflichtet,  Menschenrechtsverletzun-
gen wie diese zu bekämpfen. Sich aus 
dem  Konflikt  herauszuhalten  ist  aber 
keine Option, da Deutschland zu wich-
tig geworden ist in der internationalen 
Politik. Ohne Deutschland gibt es kei-
ne kohärente Nahostpolitik. Nötig wäre 
hier  eine  emphatische  Politik  gegen-
über Israel, die es Israel  leichter ma-
chen  würde,  die  unmittelbaren  Nach-
barn  nicht  nur  als  Sicherheitsrisiko 
wahrzunehmen.  Gegenwärtig  müsste 
dies sehr druckvoll geschehen, da die 
israelische Politik – so sehen es unse-
re israelischen Partner und die gesam-
te  israelische  linke  bzw.  Menschen-
rechtsszene – Israelis wie Palästinen-
ser  sehenden Auges in den Abgrund 
führt.

Welche Spielräume hat eine huma-
nitäre Organisation wie medico Inter-
national unter diesen Bedingungen?

Humanitäre Hilfe allein stärkt ledig-
lich  den  unerträglichen  Status  Quo. 
Wir können die Menschen nicht allein 
lassen,  doch  mit  unserer  Hilfe  unter-
stützten  wir  ein  System von Bantust-
ans, das wirtschaftlich nicht funktionie-
ren kann, folglich die Palästinenser zu 
ewigen  Bittstellern  macht.  Deshalb 
nutzen  wir  jede  konkrete  humanitäre 
Arbeit  von  medico  und  seinen  Part-
nern, um auf die Situation mittels Be-
richte,  Journalistendelegationen  und 
Lobbyarbeit  aufmerksam  zu  machen. 
Denn die  nachhaltige  Lösung liegt  in 
der Veränderung der politischen Rah-
menbedingungen in der Region.

Zugleich  stärken  wir  unsere  Part-
ner  in  ihren  Bemühungen  noch  vor-
handene Spielräume innerhalb der is-
raelischen  und  der  palästinensischen 
Gesellschaften zu bewahren und mög-
lichst zu erweitern. Angesichts des De-
mokratieabbaus  in  Gaza,  der  West-
bank  und  in  Israel  arbeiten  wir  ver-
stärkt  gemeinsam  mit  Menschen-
rechtsorganisationen,  etwa gegen un-
terschiedliche Foltermethoden, die Ha-
mas, Israel und die Fatah regelmäßig 
anwenden.

Schließlich  versuchen  wir  auf  die 
Folgen des vorhandenen Systems von 
Ein- und Ausschluss in Israel/Palästina 
zu reagieren. Dieses führt zu reaktio-
nären  Erklärungs-  und  zu  gewalttäti-
gen Verhaltensmustern. Oft auf Kosten 
der  Schwächsten.  Diesen  einen  ge-
schützten Raum zu bieten und mit ih-
nen  Möglichkeiten  gesellschaftlicher 
Teilhabe  zu  eruieren,  sei  es  auf  der 
Bühne des Freedom Theatre Jenin im 
Westjordanland, im Frauenzentrum im 
Gazaer  Flüchtlingslager  oder  in  einer 
Gallery in Tel Aviv, wird immer schwie-
riger.  Ein  frischer  Wind der  Verände-
rung, wie er in Nordafrika weht, ist in 
Israel und Palästina noch lange nicht 
angekommen.

FJ: Der Gaza-Streifen grenzt nicht 
nur an Israel, sondern auch an Ägyp-
ten. Welche spielt die Kombination 
von Tunnelverbindungen zwischen 
Gaza und Ägypten einerseits und die 
offizielle Duldung der israelischen Blo-
ckade durch Ägypten andererseits?

Das ist  ein  Status  Quo,  dass  so-
wohl  Israel  als  auch  Hamas  zugute 
kommt. Israel kann die Verantwortung 
für  den  nach  internationalem  Recht 
und de facto nach wie vor von ihm be-
setzten Gazastreifen von sich weisen, 
während  die  Hamas  ihre  Herrschaft 
über die Tunnel dazu nützt, ihre Macht 
zu  festigen.  Ägypten  schwankte  zwi-
schen  der  Angst,  Israel  würde  den 
Gazastreifen Ägypten aufdrängen wol-
len  und  dem  öffentlichen  Druck  die 
Grenzen zu öffnen. Gleichzeitig nützte 
es  seine  Kontrolle  über  die  Grenze, 
um seinen Einfluss auf die Palästinen-
ser  und  damit  innerhalb  der  arabi-
schen Welt zu erweitern. Wie sich die 
neue ägyptische Regierung dazu ver-
hält, ist momentan noch unklar. Wahr-
scheinlich wird sie weniger  Angst vor 
dem möglichen Einfluss der Hamas – 
immerhin  ein  Zweig  der  ägyptischen 
Muslimbrüder, lange Jahre die einzige 
nennenswerte  Opposition  zum  alten 
ägyptischen Regime. Doch insgesamt 
wird  jede  ägyptische  Regierung  alles 
tun,  damit  der  Gazastreifen  nicht  de 
facto zu einem Teil Ägyptens wird.

Weiter Infos: medico-international.de
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Deutschland und Israel – die schie-
re Erwähnung der Namen beider Län-
der in einem Atemzug läßt sofort  auf-
horchen.  Ein  leises  Unbehagen 
schleicht  sich  ein,  das  sich  aus  dem 
mitschwingenden  Gefühl  einer  ge-
schichtlichen Katastrophenverschwiste-
rung speist: Das historisch schuldbela-
dene Deutschland ist  dabei  als  Täter-
land, Israel – nicht nur, aber eben auch 
nachmaliges Erzeugnis der Shoah – als 
Land der Opfer kodiert. Es mag hier un-
erörtert bleiben, wie es dazu kam, daß 
Israel nach der großen Katastrophe des 
jüdischen Volkes das staatliche Mono-
pol  auf  die  Shoah-Erinnerung  bean-
spruchen  und  sehr  bald  nach  seiner 
Gründung auch matrialisieren durfte. Is-
rael begriff  sich als Zufluchtsstätte der 
Überlebenden  und  wurde  von  vielen 
Überlebenden in der Tat auch als sol-
che wahrgenommen; es ist daher mü-
ßig, daran zu erinnern, daß eben nicht 
alle Überlebenden Israel als das Land 
ihres  lebensgeschichtlichen  Neube-
ginns erwählten, wie denn ein Großteil 
des jüdischen Volkes bis zum heutigen 
Tag  nicht  in  Israel,  sondern  in  vielen 
Ländern der "Diaspora" lebt. Klar dürfte 
freilich eins sein: Von Anbeginn gestal-
teten  sich  die  Beziehungen  zwischen 
Deutschland und Israel als das prekäre, 
durch  eine  höchst  problematische, 
wenn  auch  nachvollziehbare  Vermen-
gung von Schuldgefühlen,  praktischen 
Interessen  und  interessengeleiteter 
Schuldabtilgungs-Ideologie  gekenn-
zeichnete  Verhältnis,  als  welches  es 
sich  bis  zum  heutigen  Tage  manifes-
tiert.

Nun wurde der Staat Israel nicht im 
geschichtslosen Raum gegründet, son-
dern es wählte sich schon in seiner zio-
nistischen Vorgeschichte ganz bewußt 

das  Territorium  zu  seiner  Errichtung 
aus,  welches  es  ihm ermöglichte,  ge-
schichtliche Kontinuität  durch Anknüp-
fung  an  biblische  Zeiten  vorzugeben. 
Da aber  dieses Territorium,  trotz  aller 
nachhaltigen  ideologischen  Bekundun-
gen des Zionismus, mitnichten unbevöl-
kert war, als man es zu kolonisieren be-
gann, zeitigte das, was sich als Schuld-
abtragung  "der  Welt"  gegenüber  dem 
jüdischen Volk ausnehmen mochte, ein 
großes, an den Palästinensern began-
genes historisches Unrecht, mithin den 
bis  heute  währenden  Nahostkonflikt. 
Man muß nicht mit dem moralisierend 
pathosgeschwängerten  Spruch,  daß 
die (jüdischen) Opfer zu Tätern gewor-
den seien, aufwarten, um dennoch die 
Tragik  der  Konstellation  zu  erkennen 
(und anzuerkennen),  daß die Notwen-
digkeit, nach der Shoah einen Staat für 
die  Juden  zu  errichten,  mit  der  Kata-
strophe  des  palästinensischen  Volkes 
bezahlt  wurde. Wer dies bewußt igno-
riert oder vorbewußt verkennt, mag sich 
mit  dem  guten  Gefühl  herumtragen, 
seiner  (schuldbeladenen)  Verantwor-
tung  "den  Juden"  gegenüber  Genüge 
zu tun, darf indes nicht beanspruchen, 
die  Logik  des  blutigen  Konflikts  zwi-
schen Israelis  und  Palästinensern  an-
gemessen begriffen, geschweige denn 
beurteilt zu haben.

Historisches Unrecht
contra heutigem Unrecht

Dies  gilt  umso  nachhaltiger  seit 
1967. Denn nicht nur betreibt Israel seit 
über vierzig Jahren ein gewalt- und re-
pressionsdurchwirktes  Okkupationsre-
gime in den von ihm im 1967er Krieg 
eroberten  Gebieten,  allen  voran  im 
Westjordanland,  sondern das von ihm 
in  diesen  Territorien  über  Jahrzehnte 
errichtete  Siedlungswerk,  das  mittler-
weile zu einer Art Staat im Staat heran-
gewachsen  ist,  treibt  Israel  in  eine 
Sackgasse,  die  es  ihm weder  ermög-
licht,  eine  emanzipative  Friedenpolitik 
im Sinne der  Zwei-Staaten-Lösung zu 
betreiben, noch in perspektivloser Sta-
gnation  zu  verharren,  wenn  es  nicht 
den  binationalen  Staat,  der  das  Ende 
des Zionismus zur Folge haben müßte, 

objektiv  befördern  möchte.  Israel  fügt 
also nicht nur den Palästinensern uner-
meßliches Leid zu, sondern es erstickt 
mittlerweile an der eigenen Politik, weiß 
mithin selbst nicht mehr, wie es mit den 
selbsterzeugten  Zuständen  umgehen 
soll. Wer Israels Politik heutzutage kriti-
siert, darf sich also nicht nur als Partei-
gänger der unterdrückten Palästinenser 
begreifen,  sondern  sich  nicht  minder 
auch  als  besorgter  Sachwalter  wirkli-
cher  israelischer  Interessen  fühlen. 
Schon lange treibt nicht wenige Bürger 
Israels die Ahnung um, daß Israel vor 
sich  selbst  gerettet  werden  müsse, 
wenn es historisch überdauern soll.

Die hohe israelische Politik und die 
von  ihr  mitbestimmte  öffentlichen  De-
battenkultur des Landes wollen  davon 
für  gewöhnlich  freilich  nichts  wissen. 
Kritik  an Israels  Politik,  auch dort,  wo 
sie sich gegen offensichtliches Unrecht 
und eklatante Völkerrechtsverletzungen 
richtet,  werden  immer  schon,  beson-
ders aber in den letzten Jahren rechter 
Regierungskoalitionen,  als  Antisemitis-
mus abgeschmettert. Das Ideologische 
dieser Reaktion erweist sich an den un-
haltbaren Verknüpfungen, die dabei ge-
macht  werden:  Der  sich  aus  dem 
Nahostkonflikt speisende Antizionismus 
arabischer Länder wird auch denen, die 
Israels Politik kritisieren (und sich somit 
wie von selbst auf die palästinensische 
Seite  schlagen),  automatisch  zuge-
schrieben, vor allem, wenn die israelkri-
tischen Stimmen aus Europa kommen. 
Denn Europa als Kontinent der Shoah 
kodiert sich vielen Israelis immer noch 
als  antisemitisch.  Was also  den  Ara-
bern/Palästinensern  als  Resultat  des 
politischen Territorialkonflikts mit Israel 
zugeschrieben wird  – nämlich Antizio-
nismus –, wird im Zusammenhang mit 
Europäern von vornherein als tendenzi-
ell  antisemitisch  eingestuft.  Antizionis-
mus und Antisemitismus gerinnen so-
mit vielen Israelis und nichtisraelischen 
Juden  zu  einem Einheitsbrei,  den  sie 
nun instrumentalisieren, um die in der 
Sache berechtigte Kritik an Israels Poli-
tik abzuwehren, wobei der Vorwurf des 
Antisemitismus zumeist wenig mit dem 
realen Antisemitismus zu tun hat.
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"Antisemitismus" 
wird zum Kampfbegriff

Es  ist  müßig,  nachzuweisen,  daß 
Antizionisten (mitunter auch Israelkriti-
ker) zwar von Antisemitismus angetrie-
ben sein können, Antisemitismus, Anti-
zionismus und Kritik  an Israel  jedoch 
strikt  voneinander  zu  unterscheiden 
sind, wenn man nicht in die Falle hin-
eintappen  möchte,  den  Antisemitis-
mus-Vorwurf heteronom zu funktionali-
sieren. Antizionistisch eingestellte (or-
thodoxe oder  kommunistische)  Juden 
sind  nicht  ihrer  Gesinnung  wegen 
schon antisemitisch; ausgepichte Anti-
semiten können sich ohne weiteres als 
prozionistische Israelfreunde erweisen; 
Israelkritiker – jüdisch oder nicht – dür-
fen den Anspruch erheben, nach dem 
Sachgehalt  ihrer  Kritik  und  nicht  an-
hand  fremdbestimmter  Zuschreibun-
gen beurteilt zu werden. Müßig ist es 
aber deshalb, dies Selbstverständliche 
immer wieder hervorzuheben, weil der 
Antisemitismus-Vorwurf  längst  schon 
zur  ideologischen  Waffe  verkommen 
ist, mit der jegliche Kritik an Israel ent-
schärft werden soll, wenn sie ans Ein-

gemachte geht: an die nicht mehr von 
der  Gesamtausrichtung  des  zionisti-
schen  Staates  zu  trennende  Politik, 
welche nicht  nur das an den Palästi-
nensern  begangene  historische  Un-
recht perpetuiert, sondern den zionisti-
schen Staat selbst in den historischen 
Abgrund  treibt.  Mit  dem  Antisemitis-
mus  argumentierende  Israelapologe-
ten verkennen dabei vollends, daß sie 
einer Politik das Wort reden, die des-
halb  als  antizionistisch  zu  werten  ist, 
weil  sie  den  geschichtlichen  Fortbe-
stand des zionistischen Staates, mithin 
des  gesamten  zionistischen  Projekts 
im innersten in Frage stellt.

Israel vor sich 
selbst retten

Deutsche sehen sich in diesem Zu-
sammenhang  dem  spezifischen  Pro-
blem ausgesetzt, daß sich ihre Israel-
Wahrnehmung von vornherein neural-
gisch einfärbt. Weil sie objektiv mit der 
Bürde einer historischen Last behaftet 
sind, erweist sich ihr Zugang zu Israel 
zumeist als projektiv: Da Deutsche an 
den Juden schuldig geworden sind, ist 
der Umgang mit "den Juden" dahinge-

hend  tabuisierend  fetischisiert,  daß 
man  "den  Juden"  als  Nachkommen 
der Opfer und "ihrem Land" a priori als 
"Land  der  Opfer"  zu  begegnen  hat. 
Dies hat viel mit der Befindlichkeit der 
Projizierenden,  wenig aber mit  realen 
Juden, geschweige denn mit dem rea-
len Israel zu tun. Und so schließt sich 
ein Teufelskreis: Weil Juden, Zionisten 
und Israel als identisch kodiert werden, 
werden  auch Antisemitismus,  Antizio-
nismus  und  Israelkritik  gleichgesetzt. 
Die gehorsame Befolgung dieser Koor-
dinatenmatrix  geht  stets  mit  eigenbe-
findlichem Realitätsverlust einher. Jeg-
licher  Versuch,  sich  dieser  automati-
schen Befolgung zu widersetzen, sieht 
sich indes der Drohung des fremdbe-
stimmten  Antisemitismus-Vorwurfs 
ausgesetzt.  Es  gehört  im  heutigen 
Deutschland  einiger  Mut  dazu,  das 
reale Israel als das Land der Okkupati-
onspolitik  wahrzunehmen.  Somit  ge-
hört  auch  nicht  minderer  Mut  dazu, 
das zionistische  Land vor  sich selbst 
retten zu wollen.

Von Moshe Zuckermann ist kürz-
lich das Buch erschienen: „Antisemit!“  
- Vorwurf als Herrschaftsinstrument  
(Promedia-Verlag Wien)

Das zweischneidige Schwert Demokratie
Die israelische Schriftstellerin Hadara Lazar zur Demokratiebewegung in Ägypten

Die Revolution in Ägypten bringt Israel in ein Di-
lemma. Freude über den Umsturz und Angst vor poli-
tischem Chaos halten sich die Waage. Die Furcht vor 
dem neuen hat gute Gründe. 

[…] Warum können sich die Israelis über diese heran-
wachsende Demokratie nicht freuen? Warum fühlen Sie 
sich bedroht? Wieder einmal offenbart  sich das morali-
sche Paradox  in  unserer  Existenz,  das  wir  nicht  lösen 
können. Es war das demokratische Israel, das Friedens-
verträge  mit  den  autokratischen  Herrschern  Ägyptens 
und Jordanien schloss, und diese Verträge wurden von 
Ihnen  eingehalten.  Der  Freiheitsruf  der  Ägypter  bringt 
nicht  nur  das  tyrannische  Regime  zu  Fall,  er  bedroht 
auch den empfindlichen Status quo, an dem Israel seit 
vielen Jahren festhält. 

Ich bin in Israel vor dem Sechstagekrieg aufgewach-
sen, einem kleinen Land, umringt von Feinden, ständig 
von der Vernichtung bedroht. Trotzdem fürchtete sich da-
mals  niemand vor  einer  Veränderung des Status  Quo, 
weil  er, anders als heute, nicht die Grundlage der Exis-
tenz Israels darstellte. […]

Uns fehlt die Grunderfahrung, die aus langem Frieden 
mit  den Palästinensern erwächst,  aus offenen Grenzen 
zwischen Israel und den arabischen Ländern, und nur ein 
paar Araber kommen hierher. Israel hat sich im Laufe der 
Jahre in eine Festung mit Stacheldrahtzaun und hohen 
Mauern verwandelt, die jedoch kein Gefühl von Sicherheit 
vermittelt, sondern das Bewusstsein der eigenen Gefähr-
dung noch verstärkt. 

Wir sind sieben Millionen unter einer halben Milliarde 
Arabern. Sieben Millionen, von denen viele aus der arabi-
schen Welt stammen und versucht haben, ihre Wurzeln 
zu kappen und ihre starken Bindungen an arabische Tra-
dition und Kultur zu leugnen. Ihr Verhältnis zu den Ara-
bern ist oft von Hassliebe geprägt. Sie trauen ihnen nicht. 
Sie sind – stärker noch als die Mehrheit der Israelis – da-
von überzeugt, dass diese arabischen Freiheitsbewegun-
gen Israel schaden werden. Den meisten Israelis wäre es 
lieber, wenn am Status quo festgehalten würde und die 
Diktatoren an der Macht blieben. [...]

Quelle: FAZ vom 10.Februar 2011
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   Wenn sich Obama um die US-Interessen kümmern würde …. 
von Alan Hart, britischer Journalist (deutsche Übersetzung von Wolfgang Jung)

Der  britische  Journalist  Alan  Hart  
ist  davon  überzeugt,  dass  nicht  nur  
der  Konflikt  zwischen  Israel  und  den 
Palästinensern  zu  beenden  wäre,  
wenn  Obama  sich  dazu  aufraffen 
könnte,  die Eigeninteressen der  USA 
an die erste Stelle zu setzen. 

Mit der Überschrift meine ich nicht, 
dass er das auch tatsächlich tun wird. 
Wie  die  Dinge  liegen,  könnte  er  es 
überhaupt nicht – weil die zionistische 
Lobby und ihre Strohmänner im Kon-
gress die  US-Politik,  wenn es um Is-
rael  oder  die Palästinenser geht,  fest 
in ihrem Würgegriff halten, und weil die 
Mainstream-Medien  und  viele  staatli-
che  Institutionen  wie  das  Pentagon 
und die Geheimdienste es nicht zulie-
ßen. Ich will nur folgende Frage beant-
worten: Was könnte geschehen, wenn 
Präsident Obama tatsächlich imstande 
wäre, die Eigeninteressen der USA an 
die erste Stelle zu setzen? 

Die  Antwort  muss  mit  einer  Fest-
stellung beginnen – die von von einer 
wachsenden Anzahl angesehener und 
einflussreicher  Personen  geteilt  wird: 
Die  vorbehaltlose  Unterstützung  des 
zionistischen  Staates  Israel  –  unab-
hängig davon, ob er im Recht oder im 
Unrecht ist – kann nicht den Eigenin-
teressen der  USA dienen,  weil  diese 
Unterstützung  zu  den  Hauptursachen 
des Leidens und der Erniedrigung der 
Araber  und  anderer  Muslime  gehört 
und  die  Flut  des  Antiamerikanismus 
ständig  weiter  ansteigen  lässt.  Damit 
hängt  eine  weitere  Tatsache  zusam-
men. Die USA können es sich eigent-
lich nicht leisten, 1,5 Milliarden Musli-
me – fast ein Viertel der Menschheit – 
als  Feinde  zu  haben.  Die  meisten 
Muslime hassen weder die USA noch 
die US-Amerikaner. Sie hassen nur die 
unterschiedlichen Maßstäbe, die in der 
Außenpolitik der USA und aller ande-
ren  westlichen  Staaten  gelten,  und 
zwar besonders bei deren Weigerung, 
Israel  für  seine  Verbrechen  zur  Re-
chenschaft zu ziehen. 

Wenn  es  einem  US-Präsidenten 
möglich wäre, Israel durch einen Wink 
mit einem magischen Zauberstab wie-
der auf die Grenzen zu reduzieren, die 

am  Vorabend  des  Sechstagekrieges 
im  Jahr  1967  galten,  und  aus  (der 
West  Bank  und  dem  Gaza-Streifen,) 
den Gebieten, die den Palästinensern 
(nach den von 1948 bis 1967 vorge-
nommenen  israelischen  Annexionen 
noch)  verblieben  waren  -  aus  denen 
sich Israel außerdem, wie es die UN-

-Resolution  242  vom  22.  November 
1967 fordert, längst hätte zurückziehen 
müssen  –  einen  palästinensischen 
Staat zu schaffen und Jerusalem zu ei-
ner  offenen,  ungeteilten  Hauptstadt 
zweier  selbständiger  Staaten  zu  ma-
chen,  erhielten  die  USA  schlagartig 
den Respekt, die Freundschaft und die 
Unterstützung von nicht weniger als 95 
Prozent  aller  Araber  und  sehr  wahr-
scheinlich auch aller anderen Muslime 
zurück.  Und  wenn  der  US-Präsident 
zusätzlich  die  arabischen  Regime 
dazu veranlassen könnte, ihre Staaten 
endlich zu demokratisieren, dann wä-
ren die USA bei  den arabischen Völ-
kern  der  beliebteste  Staat,  den  alle 
aufrichtig bewundern würden, wie da-
mals,  als  Präsident  Woodrow Wilson 
noch Herr im Weißen Haus war. 

In diesem Zusammenhang möchte 
ich  noch  erwähnen,  dass  ich  diesen 
Gedanken,  nachdem  ich  ihn   aufge-
schrieben hatte, immer wieder vor vie-
len arabischen oder muslimischen Zu-
hörern anderer Herkunft in Großbritan-

nien, in den USA, in Kanada und sogar 
in Indien vorgetragen habe. Wenn ich 
anschließend gefragt habe, ob es rich-
tig sei, zu glauben, dass ein US-Präsi-
dent, der den Palästinensern Gerech-
tigkeit widerfahren ließe, den Respekt, 
die  Freundschaft  und  die  Unterstüt-
zung  fast  aller  Araber  und  anderer 

Muslime  gewinnen  werde,  erhielt  ich 
nur  zustimmende  Antworten.  Meine 
angenommene  Zustimmungsrate  von 
95 Prozent dürfte deshalb noch unter-
trieben sein. 

Aber  seit  ich  diese  Antworten  er-
halten  habe,  ist  ja  alles  noch  viel 
schlimmer geworden. Mit seiner feigen 
Kapitulation vor Netanjahu und der zio-
nistischen Lobby hat Obama nicht nur 
erneut  die  Aufmerksamkeit  der  Welt 
auf  die Komplizenschaft  der USA bei 
den  Völkerrechtsverletzungen  Israels 
gelenkt, mit seinen gezielten Drohnen-
Morden  in  Afghanistan  und in  Teilen 
Pakistans übertrifft er sogar noch sei-
nen Vorgänger Bush. Die Zahl der ge-
töteten  unbeteiligten  Zivilisten  steigt 
ständig.  Obama ist  zum  erfolgreichs-
ten Rekrutenwerber  gewaltbereiter  Is-
lamisten  in  diesem Teil  der  Welt  ge-
worden. 

Was  zur  Zeit  in  Afghanistan  und 
Pakistan – und natürlich auch noch im 
Irak – geschieht, lässt vermuten, dass 
eine  Lösung des  Konfliktes  zwischen 
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Israelis und Palästinensern zu Bedin-
gungen,  die  für  die  überwiegende 
Mehrheit der Palästinenser, der ande-
ren Araber und der sonstigen Muslime 
akzeptabel  wären,  nicht  mehr  ausrei-
chen würde,  um das Feuer des Anti-
amerikanismus  ganz  zu  löschen,  sie 
würde aber wenigstens die Vorausset-
zungen dafür verbessern. 

Es gibt tatsächlich genügend Feu-
erwehrmänner, die nur darauf warten, 
Obama – oder  seinem Nachfolger – 
beim  Löschen  helfen  zu  dürfen.  Es 
sind die politischen Führer des Irans, 
der Hisbollah, der Hamas und der Tali-
ban.  Obama  würde  den  eigentlichen 
Interessen der USA am besten dienen, 
wenn er – oder sein Nachfolger – sich 
ernsthaft mit diesen Führern auseinan-
dersetzen und endlich auf deren Sor-
gen und Ängste eingehen würde. 

Es gibt keinerlei Beweise für die is-
raelische  Behauptung,  die  zerstritte-
nen iranischen Mullahs hätten die Ab-
sicht,  Atomwaffen  zu  entwickeln,  es 
wäre aber keine Überraschung, wenn 
eine iranische Gruppierung wie die Re-
volutionäre  Garde  versuchen  würde, 
sich  zum  Zweck  der  Abschreckung 
Atomwaffen zu verschaffen. Was sich 
die  Führer  des  Irans,  der  Hisbollah, 

der Hamas und der Taliban am meis-
ten wünschen, ist ein Ende des Stre-
bens  der  USA  nach  Vorherrschaft  – 
das  man auch Imperialismus nennen 
könnte – und ein Ende der Arroganz, 
der Bevormundung, der Einmischung, 
des  Mordens  und  Verstümmelns  und 
der  Zerstörung,  die  damit  verbunden 
sind. 

Die  Position  der  Palästinenser  zu 
Israel ist – entgegen zionistischer Be-
hauptungen – längst klar. Die Hamas 
hat ausdrücklich erklärt,  dass sie das 
Existenzrecht Israels zwar nicht formell 
anerkennen  wird,  in  der  Praxis  aber 
dazu bereit ist, die Existenz Israels in 
den Grenzen vor dem Sechstagekrieg 
1967 hinzunehmen und in Frieden mit 
den Israelis zu leben. Und obwohl sie 
es nicht offen sagen, haben sich auch 
der Iran und die  Hisbollah längst  auf 
eine gemeinsame pragmatische Positi-
on verständigt. Sie werden, wenn auch 
ungern, alles akzeptieren, was die Pa-
lästinenser akzeptieren. 

Ein US-Präsident, der sich frei da-
für  entscheiden  könnte,  die  eigentli-
chen  Interessen  seines  Landes  und 
seines  Volkes  an  die  erste  Stelle  zu 
setzen,  würde  jetzt  konstruktiven Ge-
sprächen  mit  den  "Feinden"  höchste 

Priorität einräumen. Mit Unterstützung 
der  Führer  des  Irans,  der  Hisbollah 
und der Hamas, könnte Obama – viel-
leicht auf die Gefahr hin, ermordet zu 
werden – einen  ganz neuen Mittleren 
Osten schaffen,  in dem Gerechtigkeit 
für die Palästinenser und Frieden und 
Sicherheit für alle gedeihen könnten. 

Es  ist  natürlich  wahr,  dass  es  in 
den USA unter Juden und Nichtjuden 
mächtige und alteingesessene Interes-
sengruppen  gibt,  die  tatsächlich  mei-
nen,  die  vorbehaltlose  Unterstützung 
Israels,  unabhängig  davon,  ob  es  im 
Recht oder im Unrecht ist, sei im urei-
gensten  Interesse  der  USA.  Weil  sie 
nicht völlig bescheuert sind, wissen sie 
aber  auch,  dass  diese  Politik  ihren 
Preis hat. Man muss annehmen, dass 
sie auch den Blutzoll der US-Soldaten 
und die von den USA aufzubringenden 
Milliarden für gerechtfertigt halten. Hof-
fentlich ist es bald so weit, dass ihnen 
genügend  US-Amerikaner  sagen: 
"Hört auf mit diesen Wahnsinn! Ihr irrt 
euch, der Preis, den wir  dafür zahlen 
müssen, ist zu hoch."

Infos zum Autor: www.alanhart.net

Israel gefährdet sich selbst

Israel paktiert mit Europas Rassisten - und wird 
so  zu  einer  Gefahr  für  sich  selbst.  Die 
israelische  Ghettomentalität  und  der  Glaube, 
sich  hinter  Mauern  abschotten  zu  müssen, 
könnte dadurch verstärkt werden. 

Vor einigen Wochen sangen sie im Gush-Katif-Muse-
um in Jerusalem, das die „Vertreibung“ der Siedler aus 
Gaza dokumentiert, aus vollen Kehlen ein altes jüdisches 
Gebet: „Gesegnet seiest Du, Herr, unser Gott, König der 
Welt …“ Einer der vielen anwesenden Politiker aus Euro-
pa hatte einen besonders pietätvollen Gesichtsausdruck 
aufgelegt. Blaue Augen, großgewachsen, das Haar sorg-
fältig  unter  der  Kippa gescheitelt:  Heinz-Christian Stra-
che,  Chef  der  rechten  FPÖ. Der  Österreicher  Strache, 
früher  Mitglied  einer  neonazistischen  Jugendbewegung 
und heute Verwalter des Erbes von Jörg Haider, hatte bei 
den Wahlen in Wien mit dem Ruf „Mehr Mut für unser 
Wiener Blut“  ein  historisches  Rekordergebnis  für  seine 
Partei erreicht.

Wieso priesen Rabbiner und ein israelischer Vizemi-
nister Gottes wundersame Taten in der Gegenwart jenes 
Mannes, den seine Anhänger zärtlich „Heinzi“ nennen?

Die  Antwort  liegt  in  dem  Prinzip,  dass  der  Gegner 
meines Gegners mein Freund ist. Wenn Person A (euro-
päischer  Populist)  den  Koran mit  „Mein  Kampf“  gleich-
setzt, wird er zwangsläufig von Person B (israelischer Po-
pulist) herzlich empfangen. Dieses Prinzip lässt führende 
israelische Politiker – vor allem die auf der nationalisti-
schen Rechten – ihre Arme für eine bunte Mischung eu-
ropäischer Ausländerfeinde, Ex-Faschisten und Fanatiker 
öffnen: Lasst sie zu uns kommen, solange Noam Choms-
ky und die übrigen radikalen Israel-Kritiker nicht rein dür-
fen.

Allein in den vergangenen Monaten waren in Israel zu 
Besuch – wenn auch nicht offiziell eingeladen: der Führer 
der  belgischen  Anti-Einwanderungspartei  „Vlaams  Be-
lang”, Filip Dewinter; der Berliner Politiker René Stadtke-
witz,  der gerne so erfolgreich wäre wie der niederländi-
sche Islamhasser Geert Wilders; und, als Stargast, Wil-
ders höchstpersönlich. [...]

Der Autor ist Korrespondent in Berlin für den israeli-
schen Fernsehsender Channel 10 News.

Quelle: Tagesspiegel.de / 27.01.2011 
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   Wenn Neonazis in der Friedensbewegung wildern
von Helge von Horn, Soziologe, Kassel

  Das Thema Krieg spielt bei vielen 
Veranstaltungen  der  extremen  Rech-
ten eine zentrale  Rolle.  Auch gibt  es 
kaum eine  Publikation  aus  dem Um-
feld  von  NPD und  Kameradschaften, 
die sich in letzter Zeit nicht damit be-
fasst hätte.

Eine  ganz  neue  Erscheinung  ist 
dies  nicht.  Hatte  es  doch  zuletzt  um 
das Jahr 2003 und den von der „Koali-
tion der Willigen“ geführten Angriff ge-
gen den Irak eine Vielzahl von Kund-
gebungen,  Demonstrationen  und 
Mahnwachen  aus  diesem  Spektrum 
gegeben. 

Damals  hatten  sie  versucht,  die 
stark gegen den Krieg gerichtete Stim-
mung  in  der  Bevölkerung zu  nutzen, 
und mit der Besetzung dieses Themas 
Potential  abzuschöpfen.  Verwendet 
wurden dafür meist modifizierte Paro-
len  der  Friedensbewegung,  auch  die 
Symbolik  ahmte  man nach,  um Ähn-
lichkeit und Nähe zu suggerieren. 

Nach außen war  man gegen den 
Krieg, weil sich Saddam Hussein dem 
„One-World-Plan“  der  ungeliebten 
Amerikaner  entgegen  gestellt  hätte. 
Ideologisch  getragen  wurde  die 
Kriegsablehnung aber vor allem durch 
eine  breite  Sympathie  für  den  iraki-
schen Diktator: Hatte er doch während 
des Krieges 1991 Raketen auf  Israel 
abgefeuert. 

„Kein Vergeben…“

Nach  dem  offiziellen  Ende  der 
Kampfhandlungen  im  Irak  ließ  auch 
die  Präsenz  dieses  Themas  deutlich 
nach.  Krieg tauchte jetzt  vor allem in 
einem anderen Kontext auf: Die so ge-
nannten  „Trauermärsche“  in  diversen 
Städten, bei denen die Bombardierung 
während des zweiten Weltkrieges the-
matisiert  und  beklagt  wurde.  Beson-
ders herausgehoben ist hierbei  natür-
lich die Stadt Dresden mit dem in der 
Rechten  kultivierten  Mythos  von  an-
geblich mehreren hunderttausend To-
ten,  der  die Zahl  der  Opfer  von seri-
ösen Untersuchungen regelmäßig um 
mindestens  das  zehnfache  überhöht. 
Dieser Mythos und die für die extreme 
Rechte  besonders  günstigen  politi-

schen  Umstände  in  der  Stadt  selbst 
führten dazu, dass sich hier über Jahre 
der  europaweit  größte Aufmarsch mit 
internationaler  Beteiligung  etablieren 
konnte. 

Dabei ging es nie um das Geden-
ken an die Opfer der Bombardierung, 
sondern  um ihre  Instrumentalisierung 
als Propagandamittel gegen die dama-
ligen Alliierten. Die Botschaft: Deutsch-
land ist ein unschuldiges Opfer der „Al-
liierten Kriegsverbrechen“ für die Dres-
den ein  herausragendes  Beispiel  sei. 
Unschuldig  deswegen,  weil  „von  jen-
seits des Atlantiks, aus sicherer Entfer-
nung,  (…)  unersättliche  Finanz-  und 
Machtstrategen  die  Fäden“  gezogen 
haben  „um Europas  Völker  erneut  in 
einen  grausamen  Vernichtungskrieg 
hineinzutreiben“  schreibt  beispielswei-
se die von Wolfgang Juchem heraus-
gegebene  „Volkstreue  Stimme“.  Wer 
diese  Finanzstrategen  sind,  erläutert 
er an anderer Stelle: Der Beginn des 
Zweiten Weltkrieges sei „in erster Linie 
dem Treiben jüdischer Kriegsgewinnler 
zuzuschreiben“.  Dass  dies  heute  in 
den Kriegen im Irak und Afghanistan 
fortgeführt  würde,  und  diese  wie  der 
Zweite Weltkrieg auch ein „imperialisti-
scher Angriffskrieg“ der USA seien, er-
klärt  auch  die  „Volkstreue  Stimme“: 
„Die  Kriegstreiber  von  heute  waren 
auch die Kriegstreiber von 1939!“ Be-
reits von Beginn an wurden die so ge-
nannten“ Trauermärsche“ von Parolen 
begleitet,  die  die  Bombardierung  von 
Dresden in Kontinuität  zu dem Atom-
bombenabwürfen  in  Hiroshima  und 
Nagasaki, sowie den heutigen Kriegen 
im Irak und in Afghanistan setzt.

„Überwinden des 
Gedenkens…“

Der  Grund,  das  Thema  Frieden 
wieder  verstärkt  auf  die  Agenda  zu 
setzen, war vor allem die wahrgenom-
mene Ablehnung der Militäreinsätze in 
der Bevölkerung. Ähnlich wie bei den 
Themen Hartz IV oder Globalisierung, 
oder  den  von der  extremen  Rechten 
heraufbeschworenen  Szenarien  wie 
„Islamisierung“  oder  die  angeblichen 
Ausmaße von „Ausländergewalt“ hoffte 

man,  an  Mehrheitsmeinungen  in  der 
Bevölkerung  andocken  zu  können. 
Hatte doch schon in den 80er Jahren 
die NPD ihre Position zur  NATO-Mit-
gliedschaft der Bundesrepublik von der 
Befürwortung hin zur  Forderung nach 
einem  sofortigen  Austritt  gewechselt, 
um an das Potential der entstehenden 
Friedensbewegung anknüpfen zu kön-
nen. So hoffte man auch hier, sich mit 
eigenen  Aktionen  als  „Friedenskraft“ 
etablieren zu können. 

Foto: Neonazis in Dresden bei Fackelzug am 13.2.11

„Kein Krieg“  -
für fremde Interessen!

Hauptkritikpunkt sind bei den Neo-
nazis nicht  Kriege an sich. Zwar sind 
sie gegen die Beteiligung der Bundes-
wehr  an  Kriegseinsätzen,  aber  nur, 
weil  diese nicht den „deutschen Inter-
essen“ dienen würden. 

Das Engagement der USA im Irak 
und  Afghanistan  wird  vor  allem  da-
durch  erklärt,  dass  neben  dem  dort 
vorhandenen Öl „einflussreiche israeli-
sche Politiker“ immer noch den Traum 
„von einem Großisrael, das sich als re-
gionale Hegemonialmacht durchsetzen 
und den ganzen Nahen Osten beherr-
schen will“ hegen würden, so die „Un-
abhängigen Nachrichten“ in der Beila-
ge  „Auf  dem  Stundenplan“.  Hierfür 
würden  sie  die  Vereinigten  Staaten 
einspannen und für ihre Zwecke instru-
mentalisieren.

Das nächste Glied in der „Befehls-
kette“  einer  imaginierten  „jüdischen 
Weltverschwörung“  sind  die  Europäi-
schen  Staaten.  Sie  seien  durch  die 
NATO dem amerikanischen und damit 
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letztendlich dem israelischen bzw. jüdi-
schem Oberbefehl untergeordnet. „Die 
noch  immer  unter  amerikanischem 
Oberbefehl stehende NATO wurde als 
Instrument der USA zur Beherrschung 
Europas geschaffen“, stellt die NPD in 
ihrem Aktionsprogramm fest und resü-
miert: „Die NATO ist somit Hauptträger 
des US-Imperialismus in Europa.“ 

Gegen „raumfremde 
Mächte“
Ein  von  den  Rechtsextremen  ge-

wünschtes  „europäisches  Sicherheits-
system“  mit  bekundeter  „Wehrbereit-
schaft“  gegenüber  den  Nachbarstaa-
ten  macht  dagegen  innereuropäische 
Kriege  wieder  möglich  und  wahr-
scheinlich, wie beispielsweise ein Kon-
flikt um die Revision der bestehenden 
Ostgrenze der Bundesrepublik. 

Hierbei  hat  das  hat  das  Konzept 
der  sogenannten  „Völkerrechtlichen 
Großraumordnung  mit  Interventions-
verbot für raumfremde Mächte“ zentra-
le  Bedeutung,  das  auch  an  anderer 
Stelle der rechtsextremen Programma-
tik immer wieder bemüht wird. Erdacht 
wurde  es  in  den  1930er  Jahren  von 
Carl  Schmitt,  einem Staatsrechtler,  in 
kritischen Schriften auch als „Kronjurist 

des Dritten Reiches“ bezeichnet, inzwi-
schen allerdings  auch in  Kreisen  au-
ßerhalb der extremen Rechten viel be-
achtet.  „Raumfremde  Mächte“  waren 
für ihn im Wesentlichen die USA und 
die  UDSSR, aber  auch internationale 
Organisationen, wie beispielsweise der 
Völkerbund. Ihr Einfluss in Europa soll-
te  möglichst  ausgeschaltet  werden. 
Auch die NPD hält dies heute für not-
wendig, damit sich „ein wirkliches poli-
tisches und wirtschaftliches Gegenge-
wicht  zu  den  USA“  entwickeln  kann, 
wie sie es in ihrem Europaprogramm 
formuliert.  „Deutschland  als  europäi-
schem Zentrum“  hätte  bei  der  „politi-
schen  Neuordnung“  des  Kontinents 
eine  „besondere  Rolle“.  Die  extreme 
Rechte  träumt  in  ihren  Großmachts-
fantasien  von  einem  Europa  unter 
deutscher Führung, das zur Not militä-
risch durchgesetzt werden soll. Hierbei 
dürfen die „raumfremden Mächte“, jetzt 
die USA, Israel, NATO und UN, nicht 
im Wege stehen und sollen durch eine 
nukleare  Bewaffnung  Deutschlands 
abgeschreckt  werden.  Von  den  Ver-
lautbarungen  der  extremen  Rechten 
bleibt  also  von  der  vermeintlichen 
„Friedenskraft“ nicht viel. 

Friedensrhetorik ohne
Ablehnung von Kriegen

Die  angebliche  Ablehnung  von 
Kriegen ist  tatsächlich die  Forderung, 
dass Kriege ausschließlich den von ih-
nen definierten „nationalen Interessen“ 
dienen  sollen.  Insgesamt  beruht  der 
Ausspruch von NPD Vorstand Voigt : 
„Wir, die Nationaldemokraten, betrach-
ten uns heute als Teil der Friedensbe-
wegung“ , nicht auf inhaltlichen Über-
einstimmungen sondern allein auf dem 
Willen, hier vorhandenes Protestpoten-
tial  erreichen  zu  können.  In  diesem 
Fall  wird  dafür  Friedensrhetorik  be-
müht,  wie  sie  in  anderen  Bereichen 
Kritik  an  Hartz  IV,  Sozialabbau  oder 
auch  Projekten  wie  „Stuttgart  21“ 
üben. Es ist weiter zu befürchten, dass 
sie  sich  Themen  der  Friedensbewe-
gung annehmen, oder sich wieder Ak-
tionen  der  Friedensbewegung  anzu-
schließen versuchen. Dies kann letzt-
endlich  nur  dadurch  verhindert  wer-
den, dass sich die Friedensbewegung 
durch klare inhaltliche Positionen von 
den nationalistischen Zielen der extre-
men Rechten abgrenzt. 

Dresden: Nazi-Aufmarsch verhindert - Gewaltdiskussion lenkt ab

Wenn sich über 20.000 Menschen aus Dresden und 
aus  dem  ganzen  Land  einem  Aufmarsch  gewalttätiger 
Anhänger  faschistischer  Ideologien  in  den Weg stellen 
und  deren  Aufmarsch  tatsächlich  verhindert  werden 
kann, dann ist das ein Sieg der Demokratie! 

Faschismus ist  eine Menschen verachtende Ideolo-
gie, Faschismus ist praktizierte Diktatur und Gewalt, Fa-
schismus  bedeutet  Krieg.  Nach  allen  völkerrechtlichen 
Verträgen  und  dem  Grundgesetz  der  Bundesrepublik 
Deutschland (Art. 139) gehört die Bekämpfung von Na-
zismus, Rassismus und Militarismus zu den Wesensbe-
standteilen unserer Demokratie. 

Leider  wurde  der  Erfolg  der  Demokraten  getrübt 
durch verschiedene Gewalt-Ereignisse. Sie gehen einer-
seits auf das Konto der Polizei. Nachdem sich nämlich an 
zahlreichen  Punkten  der  Stadt  größere  Menschenmen-
gen zu friedlichen Blockaden zusammengefunden hatten, 
konnte die Polizei  die  vom Verwaltungsgericht  verfügte 
Anweisung,  den Nazis  den Weg frei  zu  machen,  nicht 
mehr durchsetzen. 

Anstatt sich einzugestehen, dass der Einsatz polizeili-
cher Gewalt nur zur Eskalation der Situation führen müs-
se und sich von daher verbiete, ging die Polizei an ver-
schiedenen Stellen mit Gewalt gegen die Demonstranten 
vor. Dazu beigetragen hatten auch die im Vorfeld kolpor-
tierten  Meldungen,  dass  viele  "gewaltbereite  Chaoten" 
oder "Linksextreme" in die Stadt einfallen würden. 

Die Polizei erwies sich auch als schlechter Verlierer, 
als sie am Abend, also Stunden nach dem Erfolg der De-
mokraten, das Büro von "Dresden nazifrei" im "Haus der 
Demokratie"  stürmte und wahllos  Menschen  festsetzte 
sowie Computer und andere "Beweismittel" mitnahm. Der 
Bundesausschuss Friedensratschlag ist empört über die-
se - angeblich von der Staatsanwaltschaft "mündlich" an-
geordnete - Aktion und fordert eine Beendigung der Straf-
verfolgung von Antifaschistinnen und Antifaschisten.

Pressemitteilung des Bundesausschusses 
Friedensratschlag vom 20. Februar 2011(Auszug)
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Afghanistankrieg beenden. Jetzt!
Seit nunmehr 10 Jahren führt die Bundes-
wehr Krieg in Afghanistan. So lange dau-
ert  nun  die  damals  von  der  rot-grünen 
Bundesregierung  ausgerufene  „uneinge-
schränkte  Solidarität“  mit  den  USA  und 
dem  von  ihnen  begonnen  Krieg  in  Af-
ghanistan. Was damals unter dem Stich-
wort  „Stabilisierungseinsatz“  begann,  hat 
sich längst als das erwiesen, was es von 
Anfang an war: als ein grausamer Krieg, 
der  die  Menschen  in  Afghanistan  nicht 
zum Frieden kommen läßt. Von 2008 bis 
2010 wurde  die Zahl der westlichen Trup-
pen  in  Afghanistan  verdoppelt,  fast  ge-
nauso rasch erhöhte sich die Zahl der zi-
vilen  Kriegsopfer.  1523  zählte  die  UN 
Mission in Afghanistan 2007, 2009 waren 
es schon 2259.
Warum  und  wozu  dieser  Krieg  geführt 
wird und warum sich die Bundeswehr dar-
an  beteiligt,  wird  weiterhin  verschleiert. 
Offiziell  geht  es  um  Hilfe  für  die  Men-
schen  und  um  Menschenrechte,  insbe-
sondere die Rechte der Frauen. Tatsäch-
lich haben sich die Lebenserwartung, die 
Ernährungslage,  die  Alphabetisierungs-
quote,  in  der  Zeit  des  Krieges  deutlich 
verschlechtert.  Gestiegen  sind  dagegen 
die  Selbstmordrate  bei  Frauen  und  die 
Zahl der Vergewaltigungen. 

Außenpolitik entmilitarisieren. Jetzt!
Das alles sind die vorhersehbaren Ergeb-
nisse eines jeden Krieges. Krieg war nie-
mals ein Mittel den Menschen zu helfen 
und wird es auch niemals sein: Krieg ist 
und bleibt ein Verbrechen an der Mensch-
heit.
Deshalb lehnen wir entschieden jede wei-
tere  Militarisierung  der  Außenpolitik  ab. 
Weder  die  Menschen  in  Deutschland 
noch die in der Europäischen Union oder 
den  anderen  NATO-Ländern  brauchen 
Eingreiftruppen und Interventionsarmeen. 
Bei  ihren  Einsätzen  geht  es  nicht  um 
Menschenrechte  sondern  sondern  um 
Machtpositionen beim Zugriff auf Öl, Roh-
stoffe und Transportwege.

Was wir  und  die  betroffenen  Menschen 
brauchen,  sind  Abrüstung,  soziale  Ge-
rechtigkeit, zivile Hilfe und Zusammenar-
beit nach den Prinzipien des „fair trade“, 
Demokratie  und  demokratische  Rechte 
für alle. 

Atomwaffen verschrotten. Jetzt!
Seit vor über 65 Jahren die ersten Atom-
bomben auf Hiroshima und Nagasaki ab-
geworfen  wurden,  weiß  die  Menschheit 
von  der  zivilisationsbeendenden  Gefahr, 
die von Atomwaffen ausgeht. 
Dennoch existiert auf dieser Erde weiter-
hin  ein  vielfacher atomarer  Overkill,  d.h. 
die  Möglichkeit,  die  Menschheit  gleich 
mehrfach auszulöschen. 
Atomare  Kriegsführung  und der  Erstein-
satz  atomarer  Waffen  bleiben  Teil  der 
strategischen  Planung  der  NATO.  Alle 
Appelle  zur  Einhaltung des Nichtverbrei-
tungsvertrages  werden  wirkungslos  blei-
ben, solange die Atomwaffen besitzenden 
Staaten nicht mit der Abrüstung Ernst ma-
chen. Als deutschen Beitrag zur atomaren 
Abrüstung fordern wir den Abzug der US-
Atomwaffen aus Büchel und die Beseiti-
gung der „atomaren Teilhabe“ im Rahmen 
der NATO. 
Vor 25 Jahren hat der GAU im Atomkraft-
werk  Tschernobyl  noch einmal  illustriert, 
welche Gefahren selbst vom zivilen Um-
gang  mit  Kernkraft  ausgehen.  In  allen 
Atomwaffenstaaten bildet die zivile Kern-
technik  die  Infrastruktur  zur  Produktion 
der Bombe. Deshalb sind wir  solidarisch 
mit  allen,  die  am  25.  Jahrestag  von 
Tschernobyl  dafür  demonstrieren,  die 
Atomkraftwerke endlich abzuschalten.
Bundeswehr zurück in die Kasernen. 
Jetzt!
Die Bundesregierung und die Mehrheit im 
Bundestag  setzen  aufs  Militär:  für  zivile 
wirtschaftliche Zusammenarbeit waren im 
Bundeshaushalt gerade mal 6 Milliarden, 
für  die  Bundeswehr  31 Milliarden vorge-
sehen.  10  %  von  jedem  Euro  Steuern, 
den wir zahlen, geht an die Bundeswehr. 
Sie ist damit die größte und teuerste steu-
erfinanzierte Institution in Deutschland. 

Zum Jahresbeginn 2011 ist aus der ehe-
maligen,  vom Grundgesetz  strikt  auf  die 
Verteidigung beschränkten Wehrpflichtar-
mee  eine  reine  Berufsarmee  geworden, 
deren  Einsatzplanung  nunmehr  aus-
schließlich  Auslandseinsätze  und  Inter-
ventionskriege vorsieht. Für solche Kriege 
braucht  man  „archaische  Kämpfer  und 
high-tech-Krieger“ wie der Generalinspek-
teur  der  Bundeswehr  Budde  sie  nennt, 
keine Wehrpflichtigen. 
Deshalb  tritt  die  Bundeswehr  zur  Nach-
wuchswerbung immer massiver an die Öf-
fentlichkeit: Mit militaristischen Zeremoni-
en wie Zapfenstreichen und Gelöbnissen, 
Waffenschauen  und  Auftritten  auf  Aus-
stellungen und Messen, ganz besonders 
aber durch die Auftritte von Jugendoffizie-
ren an Schulen und in der Lehrerbildung, 
versucht  sie,  Jugendliche  zu  umwerben 
und  militärisches  Brimborium  gesell-
schaftsfähig zu machen. Dem setzen wir 
die von der Landesverfassung geforderte 
Erziehung  zum  Frieden  entgegen.  Kein 
Werben fürs Sterben!
56 Jahre nachdem die Bundeswehr  auf-
gestellt wurde – damals schon gegen den 
Willen der Mehrheit der Bevölkerung –ist 
es  endlich  Zeit,  sich  Gedanken  zu  ma-
chen über den Unsinn und die Gefahren, 
die  Kosten  und  den  gesellschaftlichen 
Schaden, die Rüstung, Kriegsbereitschaft 
und der Unterhalt eines stehenden Hee-
res  schon  immer  bedeutet  haben  und 
auch in Zukunft bedeuten werden. Es wird 
Zeit umzudenken und umzusteuern: 
Frieden schaffen ohne Waffen. Jetzt!
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Kein Öl ins Feuer gießen! 
Flugverbotszone heißt Krieg - Hände weg von Libyen! 

Erklärung des Bundesaus-
schusses Friedensratschlag 
vom 8.3.2011

Die  brutale  Niederschlagung  anfangs 
friedlicher Demonstrationen vor allem in den 
östlichen Teilen Libyens durch Sicherheits-
kräfte des Gaddafi-Regimes hat zu einer ra-
schen  Militarisierung  des  Konflikts  seitens 
der Aufständischen und somit insgesamt zu 
einer gefährlichen Eskalation der Gewalt ge-
führt, sodass sich das ölreichste Land Afri-
kas am Beginn eines blutig  ausgetragenen 
Bürgerkrieges  befindet.  Insbesondere  Be-
richte über den Einsatz der libyschen Luft-
waffe  gegen  die  Zivilbevölkerung  ließen 
zahlreiche Rufe nach der Einrichtung einer 
Flugverbotszone  über  Libyen  laut  werden. 
Ganz abgesehen davon, dass es dafür bis-
her keine überprüfbaren Beweise gibt  (US-
Verteidigungsminister Gates sagte, dass das 
Pentagon  keine  Bestätigung  dafür  habe, 
dass Revolutionsführer Gaddafi seine Bevöl-
kerung  tatsächlich  aus  der  Luft  habe  be-
schießen  lassen;  er  habe  das  bisher  nur 
Presseberichten  entnommen),  warnen  wir 
entschieden davor,  diese Option  weiter  zu 
verfolgen. Und zwar aus zwei Gründen: 

 
1) Die Einrichtung einer Flugverbotszo-

ne  („No-Fly-Zone“)  stellt  eine  Kriegshand-
lung dar, die in einem laufenden Konflikt ein-
deutig Partei ergreift. Die eingreifende Seite 
muss in der Lage sein, sämtliche Militärflug-
zeuge  abzufangen.  Die  libysche  Luftwaffe 
verfügt  nominell  über  374 Kampfflugzeuge 
auf 13 Stützpunkten. Notwendig wäre zudem 
die Ausschaltung der libyschen Flugabwehr, 
was  mit  beträchtlichen  „Kollateralschäden“ 
verbunden sein dürfte. Auch wenn sich die 
diesbezüglichen  NATO-Planungen  noch  in 
einem Anfangsstadium befinden sollten, ha-
ben sie schon jetzt  dazu beigetragen,  den 
Konflikt weiter anzuheizen. Das Gaddafi-Re-
gime kann sich dadurch zum Verteidiger der 
nationalen Ölinteressen aufspielen und der 
„Nationalrat“ der Opposition sieht keine Ver-
anlassung zurückzustecken, weil  er  sich in 
der  Hoffnung wähnt,  die  NATO käme ihm 
aus der Luft zur Hilfe. 

2) Die Folgen einer „No-Fly-Zone“ für die 
arabische Welt  und die südlich angrenzen-
den Staaten  sind  unkalkulierbar.  Denn die 
Geschichte der Einrichtung von „No-Fly-Zo-
nes“ über dem Irak und in Bosnien-Herzego-

wina hat gezeigt, dass es damit nicht getan 
war. In beiden Fällen folgte der Einsatz von 
Bodentruppen.  Auch  für  Libyen  lässt  sich 
dies nicht ausschließen. Die Folge wäre hier 
ein NATO-Krieg gegen die Metropole Tripo-
lis. Die Agglomeration der libyschen Haupt-
stadt  beherbergt  etwa ein  Drittel  der  rund 
sechs  Millionen  Einwohner  Libyens.  Ange-
sichts dieser blutigen Aussichten sollten sich 
derartige  Gedankengänge  von  vornherein 
verbieten. 

 
Gegenwärtig deutet vieles auf einen zä-

hen und langwierigen Bürgerkrieg hin. Beide 
Seiten beanspruchen für sich jeweils für das 
ganze Land zu sprechen, aber keine Seite 
kann  der  anderen  einen  entscheidenden 
Schlag versetzen. Die Folgen eines Bürger-
krieges wären hohe Opferzahlen und ein An-
stieg  der Flüchtlingsströme bei  zunehmen-
der  Schwächung  der  Wirtschaft  und  einer 
Beeinträchtigung der Versorgungslage. Dies 
würde zu einer Destabilisierung einer sich im 
Umbruch befindenden arabischen Welt bei-
tragen und hätte darüber hinaus unüberseh-
bare  Auswirkungen  auf  die  Weltwirtschaft. 
Jedes  militärische  Eingreifen  von  außen 
würde zusätzliches Öl ins Feuer gießen. In-
terventionsplanspielen  der  NATO  oder  der 
EU  muss  entschieden  entgegen  getreten 
werden. Wir  erachten es für  dringend not-
wendig, dass sich neutrale Vermittler finden, 
die sich unverzüglich um Verhandlungen mit 
den  Konfliktparteien  bemühen.  Erstes  Ziel 
muss eine Waffenruhe sein. Es ist uns un-
verständlich, weshalb der kürzlich vom vene-
zolanischen Präsidenten Hugo Chávez ent-
worfene  Friedensplan,  der  auf  die  Zustim-
mung Gaddafis traf,  vom Westen übergan-
gen wurde. Solange in den USA und in der 
EU einseitig auf den Sturz Gaddafis gesetzt 
wird, rückt eine Lösung des Konflikts in weite 
Ferne.  Für verfehlt  halten  wir  den Einsatz 
der deutschen Luftwaffe in und der Marine 
vor  Libyen.  Der  Flug  von  zwei  Tran-
sall-Transportmaschinen der Bundeswehr in 
die libysche Wüste am 26. Februar war nicht 
nur überflüssig, sondern auch völkerrechts-
widrig. Zuvor war übereinstimmend berichtet 
worden, dass die Lage an den Ölförderstät-
ten  der  BASF-Tochter  Wintershall  in  der 
Wüste bei  Nafoora (ca. 400 km südöstlich 
von Bengasi in der Cyrenaika gelegen) „ru-
hig“ gewesen sei. Die Anlage sei herunter-
gefahren  worden,  und  lediglich  wenige 

Wachleute seien zurückgeblieben. Weshalb 
dann trotzdem die Bundeswehr-Maschinen, 
von bewaffneten Fallschirmjägern der Bun-
deswehr  begleitet,  ohne  Genehmigung  in 
den  libyschen  Luftraum  eindringen  „muss-
ten“, konnte von der Bundesregierung nicht 
plausibel  begründet  werden.  Für  Leib  und 
Leben der 132 Ausländer, darunter 22 Deut-
sche,  die  nach Kreta  ausgeflogen wurden, 
hatte offensichtlich keine Gefahr bestanden. 
„Gefahr im Verzug“ konnte also nicht geltend 
gemacht werden. Internationales Recht wur-
de gebrochen, weil  die  Bundeswehr  unbe-
fugt in  fremden Luftraum eingedrungen ist. 
Weil es sich hier um einen bewaffneten Ein-
satz  der  Bundeswehr  handelte,  hätte  der 
Bundestag zuvor  zustimmen müssen.  Eine 
nachträgliche Zustimmung, wie sie das „Par-
lamentsbeteiligungsgesetz“ im Falle der „Ge-
fahr im Verzug“ vorsieht, greift  hier  nicht – 
und ist im Übrigen bislang auch nicht bean-
tragt worden. 

Für verfehlt halten wir auch den Einsatz 
von zwei Fregatten und einem Einsatzgrup-
penversorger, um 400 Flüchtlinge von Tune-
sien  nach  Ägypten  zu  transportieren.  Die 
Kriegsschiffe sind für den Personentransport 
nur unzureichend ausgestattet. Warum müs-
sen es überhaupt Kriegsschiffe sein? China 
beispielsweise hat für die Evakuierung ihrer 
36.000  Landsleute  griechische  Fähren 
gechartert und zivile Flugzeuge genutzt. Zivi-
le Flugzeuge hätten es für Deutschland auch 
getan, zumal dann die Flüchtlinge nicht drei 
Tage,  sondern  nur  wenige Stunden unter-
wegs gewesen wären. 

Wir bewerten den unsachgemäßen Ein-
satz militärischer Mittel als Versuch, humani-
täre Hilfe  zu militarisieren, d.h.  militärische 
Maßnahmen  als  „alternativlos“  darzustellen 
und damit zu legitimieren. Nicht nur in die-
sem Fall  wären  ausschließlich  zivile  Hilfs-
maßnahmen zu Gunsten der Flüchtlinge ef-
fektiver  und kostengünstiger  gewesen. Der 
Bundesausschuss  Friedensratschlag  appel-
liert an die Bundesregierung, sowohl in der 
NATO und in der EU als auch im UN-Sicher-
heitsrat allen Bestrebungen entgegen zu tre-
ten, die ein militärisches Eingreifen in Libyen 
zum Ziel hätten. Was die Bevölkerung in Li-
byen am dringendsten braucht, sind ein Waf-
fenstillstand und internationale Bemühungen 
–  vor  allem  von  Seiten  der  Afrikanischen 
Union – um eine neutrale Vermittlung zwi-
schen den Konfliktparteien. 
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